
• I 
j 

( 

( 

GZ. 59.006/1-18/85 

Betreff: 

BUNDES MINISTERIUM FÜR 
WISSENSCHAFf UND FORSCHUNG 
Sachbearbeiter: 
Dr. Walter KRAFT 
Tel. 6620/3135 DW 

Gesetzentwurf 
Zl .. "".", ............... l& .. -GE/19.{$ 
Datumdef.:C.~·~·"·:.?m~ ~ 

Entwurf eines Bundesgesetzes Uber die 
Organisation der Akademie der bildenden 
KUnste in Wien; 

Vertei It j1.er..:.Q.;;,.: .. Q3 ................. MI.-

()6fl fve1 ~ l Aussendung zur Begutachtun~; 

Das Bundesministerium fUr Wissenschaft und Forschung Ubermittelt in 

der Anlage den Entwurf eines Bundesgesetzes Uber die Organisation 

der Akademie der bildenden KUnste in Wien samt Erläuterungen mit der 

Bitte, hiezu bis 

30. Juni 1985 

Stellung zu nehmen. 

Sollte bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme einlangen, wird 

angenommen, daß gegen den Entwurf kein Einwand besteht. 

Leermeldungen sind somit nicht erforderlich. 

Weiters wird gebeten, 25 Ausfertigungen einer allfälligen Stellung­

nahme dem Präsidium des Nationalrates zuzuleiten. 

Beilagen 

Wien, am 22. April 1985 

Der Bundesminister: 

Dr.FISCHER 
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Bundesgesetz vom .•..•......... über die Organisation 

der Akademie der bildenden KUnste in Wien 

(Akademie-Organisationsgesetz 1986 - AOG 1986) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. ABSCHNITT 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Rechtsstellung und Aufgaben der Akademie 

§ 1. (1) Die Hochschule "Akademie der bildenden KUnste in Wien" (im 

folgenden als "Akademie" bezeichnet) ist eine den Universitäten 

gleichrangige Einrichtung des Bundes. Sie dient der Pflege und der 

Erschließung der KUnste, der Kunstlehre sowie in diesem Zusammenhang 

auch der Forschung und der wissenschaftlichen Lehre. !)ie Erfüllung 

dieser Aufgaben kann auch im Zus~~enwirken mit rorschungs- und 

Lehreinrichtungen anderer Hochschulen (Universitäten) erfolgen. 

(2) Der Akademie und ihren Instituten sOi'1ie der Bibliothek kommt 

insofern Rechtspers6nlichkeit zu, als sie berechtigt sind: 

1. durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte, VermöQ,;en und Rechte zu er­

werben und hievon im eigenen Namen zur ErfUllung ihrer Zwecke 

Gebrauch zu machen; 

2. mit Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft und For­

schung die Mitgliedschaft zu Vereinen, anderen juristiscnen Per­

sonen und zwischenstaatlichen Organisationen, deren Zweck <He 

FBrderung von Aufgaben der Akademie ist, zu erwer"'en. Die Ge­

nehmigung ist zu versa~en, wenn durch die Mitgliedschaft Bundes­

interessen verletzt w~rden; 

3. Angelegenheiten gemäß § 34 Abs. 2 Z 15 und 29 zu besorgen. 

(3) Die Akademie wird durch den Rektor, das Institut durch ,jen '[or­

stand, die Bibliothek durch den Bibliotheksdirektor nach außen 
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vertreten. FUr Verbindlichkeiten, die im Rahmen der Vermögensfähig­

keit gemäß Abs. 2 entstehen, trifft den Bund keine Haftung. 

Wirkungsbereiche 

§ 2. (1) Die Akademie erfUllt ihre Aufgaben in einem selbständigen 

(autonomen) und in einem übertragenen (staatlichen) Wirkungsbereich. 

(2) Die Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches sind von 

der- Akademie nach den bestehenden Gesetzen und Verordnungen frei von 

Weisungen durch ihre eigenen Organe zu besorgen. Diese unterliegen 

hiebei dem Aufsichtsrecht des Bundes (§ 4). 

(3) Im übertragenen Wirkungsbereich sind die Organe der Akademie an 

die Weisungen des Bundesministers fUr Wissenschaft und Forschung ge­

bunden. 

(4) Der selbständige Wirkungsbereich umfaßt die im § 34 Abs. 1 Z 1 

und Abs. 2, im IV. Abschnitt, im § 54 Abs. 1, im § 55 Abs. 1 und im 

§ 56 Abs. 2 bis 6 dieses Bundesgesetzes bezeichneten Angelegenhei­

ten. Alle übrigen Angelegenheiten gehören zum übertragenen Wirkungs­

bereich. 

Verfahren in behördlichen Angelegenheiten 

§ 3. (1) Soweit durch Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, 

endet der administrative Instanzenzug in den Angelegenheiten des 

selbständigen Wirkungsbereiches beim Akademiekollegium, in den Ange­

legenheiten des Ubertragenen Wirkungsbereiches beim Bundesminister 

fUr Wissenschaft und Forschung. 

(2) Die Organe der Akademie haben das Allgemeine Verwa: tungsver­

fahrensgesetz, EGBl.Nr. 172/1950, nach Haßgabe der Abs. 3 und 4 an­

zuwenden. 

(3) Zust ellungen haben nach den Bestimmungen des Zustel:'gesetzes, 

EGBl.Nr. 200/1982, mit der Maßgabe zu erfolgen, daß die Hinterlegung 

bei der Akademiedirektion vorzunehmen ist. Durch Anschlag an der 

Amtstafel der Akademiedirektion ist kundzumachen, daß ein zuzustel-
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lendes SchriftstUck in der Akademiedirektion liegt. Findet sich der 

Empf~nger zur Empfangnahme des SchriftstUckes nicht ein, so gilt die 

Zustellung als bewirkt, wenn seit dem Anschlag an der Amtstafel zwei 

Wochen verstrichen sind. 

(4) FUr Amtshandlungen der Organe der Akademie sowie rUr Amtshand­

lungen des Bundesministeriums rUr Wissenschaft und Forschung in An­

gelegenheiten der Akademie sind keine Verwaltungsabgaben gemäß § 78 

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes zu entrichten. 

Aufsicht 

§ 4. (1) Das Aufsichtsrecht des Bundes erstreckt sich darauf, daß 

bei Besorgung der Angelegenheiten des selbst~ndigen Wirkungsbe­

reiches der Akademie die Gesetze und Verordnungen nicht verletzt und 

die der Akademie obliegenden Aufgaben erfUllt werden. Das Aufsichts­

recht ist vom Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung auszu­

Uben. Es stehen ihm dabei die in diesem Bundesgesetz, insbesondere 

in den folgenden Absätzen geregelten Befugnisse zu. 

(2) Der Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung is t berech­

tigt, sich Uber alle Angelegenheiten der Akademie zu informieren. 

Die Organe der Akademie sind verpflichtet, dem Bundesminister fUr 

Wissensch~ft und Forschung AuskUnfte zu erteilen, die Akten Uber die 

von ihm bezeichneten Gegenstände vorzulegen, von ihm angeordnete Er­

hebungen anzustellen und UberprUfungen an Ort und Stelle vornehmen 

zu lassen. 

(3) Die Geschäftsordnungen der Kol1egialor~ane der Akademie, die 

Hausordnung, die von den Studienkommissionen zu erlassenden Studien­

pläne sowie die sonstigen in di~sem Bundesgesetz ausdrücklich als 

genehmigungspflichtig bezeichneten Mai~nahmen bedUrfen der Genehmi­

gung durch den Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung. Die 

Genehmigung ist zu versagen, wenn einer der im Abs. 5 Z. 1 bis 4 

genannten Gründe vorliegt. 

(4) Wenn einer der im Abs. 5 genannten Gründe vorliegt, hat der Bun­

desminister fUr Wissenschaft und Forschung BeschlUsse der Organe der 

Akademie, die seiner Genehmigung nicht bedUrfen, aufzuheben oder 
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deren DurchfUhrung zu untersagen. Die Organe der Akademie sind in 

einem solchen Fall verpflichtet, den der Rechtsanschauung des Bun­

desministers fUr Wissenschaft und Forschung entsprechenden Rechtszu­

stand mit den ihnen rechtlich zu Gebote stehenden Mitteln unverzüg­

lich herzustellen. Kommt ein Organ der Akademie dieser Verpflichtung 

nicht nach, so hat der Bundesminister fUr Wissenschaft und For­

schung nach Ablauf einer im aufsichtsbehördlichen Bescheid festzu­

setzenden Frist, die erforderlichen Maßnahmen selbst zu treffen (Er­

satzvornahme) • Hat ein Organ gegen einen aufsichtsbehördlichen Be­

scheid gemäß Abs. 7 Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erhoben, 

so ist während des Laufes dieses Verfahrens ei!le Ersatzvornahme 

nicht zulässig. 

(5) GrUnde im Sinne der Abs. 3 und 4 li!3gen 'Tor, wenn der Beschluß: 

1. von einem unzuständigen Organ herrührt; 

2. unter Außerachtlassung von Verfahrensvorschriften zustande ge­

kommen ist, bei deren Einhaltung das Organ zu einem anderen Be­

schluß hätte kommen können; 

3. im Widerspruch zu geltenden Gesetzen oder Verordnungen steht; 

4. wegen der finanziellen Auswirkungen nicht durchfUhrbar ist. 

(6) Die Abs. 4 und 5 Z 1 bis 3 gelten sinngemäß rUr Wahlen, die nach 

diesem Bundesgesetz durchzufUhren sind. 

(7) Im aufsichtsbehördlichen Verfahren haben die betroffenen Organe 

der Akademie Parteistellung sowie das Recht, gegen den das Verfahren 

abschließenden Bescheid vor dem Verwaltungsgerichtshof Beschwerde zu 

fUhren. 

(8) Die Aufhebung ode~ Abänderung von Bescheiaen, die auf Grund auf­

gehobener BeschlUsse akademischer Behörden erlassen wurden, ist nur 

nach Maßgabe der Bestimmungen des § 58 des Allgemeinen Verwaltungs­

verfahrensgesetzes zulässig. Ein Bescheid, der nach dem Zeitpunkt 

erlassen wurde, zu dem der Bundesminister fUr Wissenschaft und For­

schung den ihm zugrundeliegenden Beschluß aufgehoben oder seine 

DurchfUhrung untersagt hat, leidet im Sinne des § 68 Abs. 4 lit. d 

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes an einem mit NiChtig­

keit bedrohtem Fehler. 

147/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 5 von 57

www.parlament.gv.at



- 5 -

(9) Durch die Abs. 1 bis 8 wird die Weisungs befugnis des Bundesmi-. 

nisters fUr Wissenschaft und Forschung im übertragenen Wirkungsbe­

reich nicht be~Uhrt. 

Gebarungskontrolle 

§ 5. Der Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung hat das 

Recht, die Gebarung der Akademie und ihrer Einrichtungen einschließ­

lich der Gebarung, die sich aus der Privatrechtsfähigkeit (§ 

Aba. 2) ergibt, auf ihre ziffernmäßige Richtigkeit, Wirtschaftlich­

keit, Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit und Rechtmäßigkeit zu überprüfen. 

Die Gebarung der Akademie und ihrer Einrichtungen einschließlich der 

Gebarung, die sich aus der Privatrechtsfähigkeit ergibt, unterliegt 

der Kontrolle durch den Rechnungshof. 

II. ABSCHNITT 

ANGEHÖRIGE DER AKADEMIE 

Einteilung 

§ 6. Angeh~rige der Akademie sind: 

1. Lehrer der Akademie; 

2. Mitarbeiter im Lehrbetrieb; 

3. Mitarbeiter im kUnstlerisch-wissenschaftlichen und wissen­

schaftlichen Betrieb; 

4. Bedienstete der Verwaltung (Akademiedirektion und QUästur); 

5. Studierende. 

§ 7. Zu den Lehrern der Akademie zählen: 

1. Personen mit der Lehrbefugnis für ein kUnstlerisches, künstle­

risch-wissenschaftliches oder wissenschaftliches Fach in seinem 

ganzen Umfang oder fUr ein selbständiges Teilgebiet eines 

solchen Faches (venia docendi): 

a) Ordentliche Hochschulprofessoren (§ 14): 

Sie stehen in einem der Akademie zugeordneten Jienstverhält­

nis zum Bund und sind Leiter von Meisterschulen oder Insti­

tuten. 
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b) Emeritierte Ordentliche Hochschulprofessoren (~ 15): 

Sie stehen in keinem aktiven Dienstverhältnis zum Bund. 

c) Gastprofessoren (~ 16): 

Sie stehen in keinem Dienstverhältnis zum Bund und besitzen 

die Lehrbefugnis nur fUr die Dauer Ihrer Tätigkeit an der 

Akademie. 

d) Honorarprofessoren (§ 17): 

Sie stehen in keinem Dienstverhältnis zum Bund. 

e) Hochschuldozenten (§ 18): 

Sie stehen in keinem Dienstverhältnis zum Bund. 

2. Personen mit einer nach Art und Umfang genau umschriebenen 

Lehrbefugnis fUr ein nichtselbständiges Teilgebiet eines 

Faches: 

a) Hochschulassistenten (§ 21): 

Sie stehen in einem der Akademie zugeordneten Dienstver­

häl tnis zum Bund. Wenn sie zur verantwortlichen ~'1i t wirkung 

bei Lehryeranstaltungen herangezogen werden, besitzen sie 

eine auf die Mitwirkung bezogene und durch sie begrenzte 

Lehrbefugnis. 

b) Vertragsassistenten (§ 21): 

Sie stehen in einem der Akademie zugeordneten Dienstver­

hältnis zum Bund. Wenn sie zur verantwortlichen Mit';olirk~lIlg 

bei Lehrveranstaltungen herangezogen werden, besitzen sie 

eine auf die Mitwirkung bezogene und durch sie begrenzte 

Lehrbefugnis. 

c) Hochschullektoren sind: 

aa) Bundeslehrer und Vertra~slehrer (§ 22) aller Ver­

wendungsgruppen (Entlohnungsgruppen) nach Maß~abe der 

dienstrechtlichen Vorschriften. Sie stehen in einem der 

Akademie zugeordneten Dienstverhältnis zum Bund und be­

sitzen die Lehrbefugnis rUr das von ihnen vertretene 

Fach. 

bb) Lehrbeauftragte (§ 23): 

Sie stehen in keinem Dienstverhältnis zum 3und. Sie sind 

mit der Abhaltung einzelner künstlerischer, kUnstle-
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risch-wissenschaftlicher, wissenschaftlicher oder 

praktischer Lehrveranstaltungen betraut und besitzen 

eine auf diese Lehrveranstaltungen bezogene Lehrbe­

fugnis. 

§ 8. Mitarbeiter im Lehrbetrieb stehen als Studienassistenten (§ 24) 

in einem der Akademie zugeordneten vertragsmäßigen Dienstverhältnis 

zum Bund und haben bei Lehrveranstaltungen sowie bei der Betreuung 

der Studierenden mitzuwirken. Als Mitglieder '{on Kollegialorganen 

sind sie der Personengruppe der Studierenden zuzuzählen. 

§ 9. Als Mitarbeiter im kUnstlerisch-wissenschaftlichen oder wissen­

schaftlichen Betrieb werden an der Akademie verwendet: 

1. Personen, die in einem Dienstverhältnis zum Bund stehen und im 

kUnstlerisch-wissenschaftlichen Betrieb verwendet werden und 

zwar: 

a) Beamte und Vertragsbedienstete , fUr welche die Vollendung 

eines Hochschulstudiums vorgeschrieben ist; 

b) sonstige Bedienstete. 

2. Personen, die in einem Dienstverhältnis zum Bund stehen und an 

der Bibliothek verwendet werden und zwar: 

a) Beamte und Vertragsbedienstete, fUr welche die Vollendung 

eines Hochschulstudiums vorgeschrieben ist; 

b) sonstige Bedienstete. 

§ 10. Als Bedienstete der Verwaltung werden an der Akademiedirektion 

und der Quästur Beamte und Vertragsbedienstete des Bundes verwendet. 

Ausschreibung 

§ 11. (1) Alle Planstellen, rUr welche die Absolvierung eines Hoch­

schulstudiums oder eine ~leichwertige Eignung vorgeschrieben ist, 

sind vom Akademiekollegium, soweit dieses zur Stellung von Be­

setzungsanträgen zuständig ist, im Mitteilungsblatt der Akademie 

(5 38) sowie im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung", erforderlichenfalls 

auch in anderen geeigneten Publikationen öffentlich auszuschreiben. 

(2) Lehraufträge sind in gleicher Weise auszuschreiben. Im Falle 

eines dringenden Bedarfes kann das Akademiekollegium beschließen, 

von der Ausschreibung abzusehen. 
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(3) Planstellen fUr Studienassistenten sind vom Akademiekollegium im 

Mitteilungsblatt der Akademie öffentlich auszuschreiben. 

(4) Planstellen gemäß § 9 Z 2 lit. a sind vom Bibliotheksdirektor in 

der im Abs. 1 angefUhrten Weise öffentlich auszuschreiben. Die Plan­

stellen des Bibliotheksdirektors, des Leiters der Gemäldegalerie und 

des Akademiedirektors sind '10m Bundesminister !Ur Wissenschaft und 

Forschung in gleicher Weise öffentlich auszuschreiben. 

Vorgesetzte 

§ 12: (1) Die in einem Dienstverhältnis zum Bund stehenden Angehöri­

gen der Akademie unterstehen dem Vorstand (Leiter) der Einrichtung, 

der sie zugeteilt sind. FUr Lehrer der Akademie, Mitarbeiter im 

Lehrbetrieb sowie Mitarbeiter im künstlerisch-wissenschaft­

lichen und wissenschaftlichen Betrieb sind weitere Vorgesetzte der 

Rektor und der Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung. 

(2) Vorgesetzte der Bediensteten der Verwaltung (Akademiedirektion 

und Quästur) sind der Akademiedirektor und der Bundesminister fUr 

Wissenschaft und Forschung. 

(3) Vorgesetzte der Bediensteten der Bibliothek sind der B1b110-

theksdirekto~ und der Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschur~. 

(4) Der Rektor, der Akademiedirektor sowie der Bibliotheksdirektor 

können fUr das ihnen unterstellte Personal mit den Aufgaben einer 

nachgeordneten Dienstbehörde gemäß § 2 des Dienstrechtsverfahrensge­

setzes, BGBl.Nr. 29/1984, betraut werden. 

(5) Aus der Lehrbefugnis entspringende Rechte sowie die dem Akade­

miekollegium übertragenen Zust~ndigkeiten in Personalangelegenheiten 

bleiben unbertihrt. 

(6) Kein Angehöriger der Hochschule darf gegen sein Gewissen 

(Art. 14 Staatsgrundgesetz Uber die allgemeinen ~echt.e der Staats­

bürger RGBl.Nr. 142/1867) zur Mitwirkung bei künstlerischen oder 

wissenschaftlichen Arbeiten verhalten werden. Aus seiner ',oleigerung 

darf ihm keine Nachteil erwachsen. 
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Lehrbefugnis 

§ 13. (1) Die Lehrbefugnis ist das nach den Bestimmungen dieses Bun­

desgesetzes erworbene Recht, die kUnstlerische, kUnstlerisch-wissen­

schaftliche oder wissenschaftliche Lehre an der Akademie mittels der 

Einrichtungen der Akademie frei auszuUben. 

(2) Personen mit der Lehrbefugnis (venia docendi) gemäß § 7 Z 1 sind 

berechtigt, im Rahmen ihrer Lehrbefugnis Lehrveranstaltungen aller 

Art abzuhalten. § 2 Abs. des Allgemeinen Hochschul-Studienge­

setzes, BGBl.Nr. 117/1966, und § 4 Abs. 3 des Kunsthochschul-Stu­

diengesetzes, BGBl.Nr. 187/1983, bleiben unberUhrt. 

(3) Personen, die die Lehrbefugnis (venia docendi) als Ordentliche 

Hochschulprofessoren oder als Ordentliche oder Außerordentliche Uni­

versitätsprofessoren oder als Universitätsdozenten an einer anderen 

inländischen Hochschule (Universität) erworben haben, sind berech­

tigt, Lehrveranstaltungen an der Akademie anzukUndigen, sofern das 

Gebiet ihrer Lehrbefugnis zum Wirkungsbereich der Akademie gehört. 

Die Abhaltung der Lehrveranstaltungen setzt weiters voraus, daß ein 

Bedarf an diesen Lehrveranstaltungen besteht und die rä~mlichen und 

sonstigen sachlichen Voraussetzungen gegeben sind. Die Entscheidung 

hierUber ist vom Akademiekollegium zu treffen. 

(4) Die Lehrbefugnis (venia docendi) eines Hochschuldozenten er­

lischt: 

1. durch Verzicht; 

2. durch fortgesetzte unbegrUndete NichtausUbung durch zwei 

Jahre; 

3. mit einer durch ein inlandisches Gericht erfolgten rechts­

kräftigen Verurteilung, die gemäß § 27 Abs. 1 des Strafge­

setzbuches bei einem Beamten den Verlust des Amtes nach sich 

zieht. Der allfällige Verlust durch Disziplinarerkenntnis nach 

Maßgabe besonderer Vorschriften bleibt unberUhrt. 

(5) Erklärt ein Ordentlicher Hochschulprofessor seinen Austritt aus 

dem Dienstverhältnis oder scheidet er aus dem aktiven Dienstverhält­

nis aus, so behält er seine Lehrbefugnis. Die weitere Ausübung der 

Lehrbefugnis ist nur insoweit zulässig, als die räumlichen und 
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sonstigen sachlichen Voraussetzungen gegeben sind. Die Entscheidung 

hierüber hat das Akademiekollegium zu treffen. 

(6) Ein Hochschuldozent , der nach Vollendung des 65. Lebensjahres 

auf die Ausübung seiner Lehrbefugnis (venia docendi) verzichtet, be­

hält das Recht, den mit der Verleihung der Lehrbefugnis verbundenen 

Titel "Hochschuldozent" weiterzuführen. Dieses Recht kann vom Aka­

demiekollegium als Auszeichnung auch Personen zuerkannt werden, 

deren Lehrbefugnis gemäß Abs. 4 Z 2 erloschen ist. 

Ordentliche Hochschulpro~essoren 

§ 14. ( 1) Planstellen von Ordentlichen Hochschulprofessoren sind 

spätestens ein Jahr vor ihrem voraussichtlichen Freiwerden öffent­

lich auszuschreiben. Wird eine Planstelle unerwartet frei, oder neu 

geschaffen, ist die Ausschreibung unverzüglich vorzunehmen. 

(2) Durch Beschluß des Akademiekollegiums können zusätzlich zu den 

Personen, die sich auf Grund der Ausschreibung um eine freie Plan­

stelle eines Ordentlichen Hochschulprofessors beworben haben, Per­

sonen namhaft gemacht werden, deren Eignung für die freie Planstelle 

in einem Berufungsverfahren gleichfalls festzustellen ist. 

(3) Das Akademiekollegium hat die Eignung sämtlicher Kandidaten in 

einem Berufungsverfahren zu beurteilen. Im Berufungsverfahren sind 

zu prüfen: 

1. die Erfüllung der allgemeinen Ernennungserfordernisse gemäß § 4 

Abs. 1 Z 2 und 3 des 3eamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. 

Nr. 333/1979j 

2. der Abschluß eines der Ver· .. endung entsprechenden inländischen 

oder gleichwertigen ausländischen Hochschul(Universitäts)stu­

diuMSj fUr künstlerische (künstlerisch-wissenschaftliche) 

Fächer kann dieser Nachweis auch durch eine gleichzuwertende 

künstlerische (künstlerisch-wissenschaftliche) Eignung ersetzt 

werdenj 

3. die vom Kandidaten bisher erbrachten künstlerischen (künst­

lerisch-wissenschaftlichen, wissenschaftlichen) Leistungen, so­

wie 
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4. die pädagogische Eignung des Kandidaten. Ist es zweifelhaft, ob 

der Kandidat pädagogisch geeignet ist, kann ihn das Akademie­

kollegium je nach der Art und den Erfordernissen des betreffen­

den Fac!'les zur Abhaltung einzelner Lehrveranstaltungen heran­

ziehen, oder einen Lehrauftrag fUr die Dauer von höchstens 

einem Semester beantragen. 

(4) Auf Grund der Ergebnisse des Berufungsverfahrens hat das Akade­

miekollegium dem Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung einen 

Vorschlag fUr die Besetzung der Planstelle zu erstatten, der min­

destens die Namen der drei fUr die Planstelle am besten geeigneten 

Kanqidaten zu enthalten hat (Ternavorschlag). Enthält der Vorschlag 

weniger als drei Kandidaten, so ist dies zu begründen. Dem Be­

setzungsvorschlag ist ein Bericht des Akademiekollegiums über die 

Beurteilung aller Kandidaten anzuschließen. 

(5) Der Besetzungsvorschlag ist spätestens drei Monate vor dem vor­

aussichtlichen Freiwerden der Planstelle dem Bundesminister fUr 

Wissenschaft und Forschung vorzulegen. Bei Neuschaffung der Plan­

stelle oder bei unerwartetem Freiwerden ist der Besetzungsvorschlag 

spätestens neun Monate nach Bekanntgabe der Schaffung der ?lanstelle 

oder nach Eintritt der Vakanz vorzulegen. Ist die pädagogische Eig­

nung eines Bewerbers, der die Ubrigen Voraussetzungen erfUll t hat, 

zu prUfen, so verlängern sich diese Fristen um die Dauer des Lehr­

auftrages. Können die Fristen nicht eingehalten werden, so ist dem 

Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung Uber die entgegen­

stehenden Hindernisse unverzUglich zu berichten und ein Antrag auf 

Erstreckung der Frist vorzulegen. 

(6) Wurde innerhalb der genannten Fristen dem Bundesminister fUr 

Wissenschaft und Forschung kein Besetzungsvorschlag vorgelegt, so 

hat dieser eine Nachfrist von -irei bis sechs Monaten zu setzen. Bei 

fruchtlosem Ablauf der Nachfrist kann der Bundesminister fUr Wissen­

schaft und Forschung das Berufungsverfahren ohne Besetzungsvorschlag 

einleiten. Das Akademiekollegium ist davon in Kenntnis zu setzen. 

(7) Kommt auf Grund eines Besetzung3vorschlages eine Ernennung nicht 

zustande, so ist die Planstelle neuerlich auszuschreiben und das 

Berufungsverfahren neu durchzufUhren. 
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(8) Mit der Ernennung erwirbt der Ordentliche Hochschulprofessor die 

Lehrbefugnis (venia docendi) fUr das ganze Gebiet des Faches, fUr 

das er ernannt wurde. Eine allenfalls vor der Ernennung erworbene 

andere oder weitergefaßte Lehrbefugnis (venia docendi) wird hiedurch 

nicht berUhrt; bezüglich ihrer Ausübung an der Akademie gil t ~ 13 

Abs. 5 zweiter Satz sinngemäß. 

Emeritierte Ordentliche Hochschulprofessoren 

§ 15. Emeritierte Ordentliche Hochschulprofessoren sind ehemalige 

Ordentliche Hochschulprofessoren, die nach Maßgabe besonderer ge­

setzlicher Vorschriften von der ErfUllung ihrer Dienstpflichten, 

insbesondere der Lehrverpflichtung, auf Dauer entbunden sind (Emeri­

tierung). Sie sind zur weiteren AusUbung der Lehrbefugnis in ihrem 

bisherigen Fach berechtigt, soweit die räumlichen und sonstigen 

sachlichen Voraussetzungen hiefUr gegeben sind. Die Entscheidung 

hierüber hat das Akademiekollegium zu treffen. 

Gastprofessoren 

§ 16. (1) Als Gastprofessoren können vom Akademiekollegium Künstler 

oder Wissenschaftler, die nicht an der Akademie tätig sind, zur Ab­

haltung von Lehrveranstaltungen aus bestimmten Fächern auf bestimmte 

Zeit eingeladen werden. Der Beschluß bedarf der Genehmigung des Bun­

desministers fUr Wissenschaft und Forschung. Durch die Einladung als 

Gastprofessor wird kein Dienstverhältnis begründet. Mit der Einla­

dung als Gastprofessor ist fUr die Dauer der Ausübung der Lehrbefug­

nis an der Akademie das Recht zur FUhrung des Titels "Gastprofessor" 

verbunden. 

(2) GastprOfessoren kann nach ~.aßgabe des § 3 des Bundesgesetzes 

Uber die Abgeltung von Lehr- und PrUfungstätigkeiten an Hochschulen, 

BGBl.Nr. 463/1974, eine VergUtung bewilligt werden. 

Honorarprofessoren 

§ 17. Künstlern oder Wissenschaftlern, die nicht als Orrjentliche 

Hochschulprofessoren an der Akademie tätig sind, kann das Akademie­

kollegium in Würdigung ihrer besonderen künstlerischen, wissen-
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schaft lichen oder in der Lehre erbrachten Leistungen die Lehrbefug­

nis fUr das ganze Gebiet oder fUr ein selbst~ndiges Teilgebiet eines 

künstlerischen, künstlerisch-wissenschaftlichen oder wissenschaft­

lichen Faches verleihen. Der Beschluß bedarf der Genehmigung des 

Bundesministers fUr Wissenschaft und Forschung. Mit der Verleihung 

der Lehrbefugnis ist das Recht zur FUhr· .. mg des Titels "Honorarpro­

fessor" verbunden. 

Hochschuldozenten 

§ 18. (1) Die Lehrbefugnis (venia docendi) fUr ein künstlerisches 

oder künstlerisch-wissenschaftliches Fach in seinem ganzen Umfang 

oder fUr ein selbständiges Teilgebiet eines solchen Faches wird an 

der Akademie nach Maßgabe folgender Bestimmungen erworben. 

(2) Die Lehrbefugnis als Hochschuldozent wird vom Akademiekollegium 

auf Grund eines Habilitationsverfahrens verliehen. Ein Dienstver­

hältnis wird hiedurch nicht begründet. Der Beschluß bedarf der 

Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung. 

(3) Das Habilitationsverfahren gliedert sich in folgende Abschnitte: 

1. Prüfung des Ansuchens des Bewerbers auf dessen Eignung im all­

gemeinen; 

2. Begutachtung der Habilitationsarbeit und der sonstigen künst­

lerischen (kUnstlerisch-wissenschaftlischen) Arbeiten des Be­

werbers verbunden mit einer Aussprache über die angeführten 

Arbeiten; 

3. Begutachtung der didaktischen Fähigkeiten des Bewerbers. 

§ 19. (1) Im ersten Abschnitt des Habilitationsverfahrens ist zu 

prüfen, ob 

1. der Bewerber die österreichische Staatsbür~erschaft besitzt. 

Ausländer und Staatenlose sind zur Bewerbung um 1:'e Lehrbefug­

nis als Hochschuldozent zuzulassen, wenn sie an einer anderen 

Hochschule (Universität) eine künstlerische (kilnstlerisch­

wissenschaftliche) Lehrtätigkeit ausüben oder an diesen Ein­

richtungen im kUnstlerischen (künstlerisch-wissenschaftlichen) 
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Betrieb tätig sind, oder eine wertvolle künstlerische (~ünst­

lerisch-wlssenschaftliche) T~tigkeit in Osterreich oder im 

Interesse Osterreichs zu erwarten ist; 

2. der Bewerber ein inländisches oder gleichwertiges auslän­

disches Hochschulstudium abgeschlossen hat, das für das Habi­

litationsfach in Betracht kommt. Sofern für das Habilitations­

fach ein Doktorat in Betracht kommt, ist dieses zu fordern; 

3. kein Ausschließungsgrund für das aktive Wahlrecht zum 

Nationalrat vorliegt; 

4. das Fach, fUr das die Lehrbefugnis angestrebt wird, den Vor­

aussetzungen des § 18 Abs. 1 entspriCht; 

5. dieses Fach zum Wirkungsbereich der Akademie gehört; 

6. der Bewerber alle für die Beurteilung seines Ansuchens notwen­

digen Unterlagen, insbesondere die Habilitationsarbeit und 

seine sonstigen künstlerischen (künstlerisch-wissenschaft­

lichen) Arbeiten oder eine Dokumentation dieser Arbeiten vor­

gelegt hat. 

(2) Liegen die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 5 nicht vor, so 

ist das Ansuchen als unzuU.ssig zurückzuweisen. Fehlt die Voraus­

setzung gemäß Z 6, so ist das Ansuchen z'l'Iecks Ergänzung zurückzu­

stellen. 

(3) Der zweite Abschnitt des Habilitationsverfahrens dient der Beur~ 

teilung der Habilitationsarbeit sowie der anderen vorgelegten künst­

lerischen (künstlerisch-wissenschaftlichen) Arbei tan des Bewerbers 

durch das Akademiekollegium sowie einer Aussprache mit dem Bewerber 

Uber die erwähnten Arbeiten. Vom Bewerber ist eine ausdrücklich als 

Habilitationsarbeit zu bezeichnende künstlerische (künstlerisch-wis­

senschaftliche) Arbeit vorzulegen. Als Haoilitationsarbeit können 

auch mehrere Einzelarbeiten gemeinsam vorgelegt werden. L, einer Ge­

meinschaftsarbeit entstandene künstlerische (künstlerisch-wissen­

schaftliche) Projekte sind Einzelarbeiten gleichzuhalten, sofern der 

Anteil des Habilitationswerbers festgestellt werden kann. Das Aka­

demiekollegium hat zu beurteilen, ob die Habilitationsarbeit die 

künstlerische (künstlerisch-wissenschaftliche) Beherrschur~ des 

Habllitationsfaches und die Fähigkeit zu seiner Förderung beweist. 

Bei dieser Beurteilun~ ist auch das Ergebnis der Beurteilung der 
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anderen künstlerischen (künstlerisch-wissenschaftlichen) Arbeiten zu 

berücksichtigen. Das Akademiekollegium hat zwei voneinander unab­

hängige Gutachten über die Habilitationsarbeit. und die sonstigen 

künstlerischen Ckünstlerisch-wissenschaftlischen) Arbeiten von Mit­

gliedern des Akademiekollegiums aus dem ~reise der Hochschulprofes­

toren einzuholen. Gehört dem Akademiekollegium nur ei~ f'achzustän­

diger Gutachter aus dem Kreise der Hochschulprofessoren an, so ist 

ein zweiter Gutachter vom Akademiekollegium aus dem Kreise der fach­

zuständigen Hochschulprofessoren anderer Hochschulen oder aus dem 

Kreise der fachzuständigen Universitätsprofessoren zu bestellen. Im 

Bedarfsfalle können auch fachzuständige ausländische Hochschulpro­

fessoren (UniverSitätsprofessoren) bestellt werden. Dem Habilita­

tionswerber steht es frei, Gutachten über die Habilitationsarbeit 

und seine anderen künstlerischen (künstlerisch-wissenschaftlichen) 

Arbeiten vorzulegen. Die im Habilitationsverfahren erstellten Gut­

achten sind vor Beschlußfassung des Akademiekollegiums durch zwei 

Wochen zur Einsicht fUr die Mitglieder des Akademiekollegiums und 

den Habilitationswerber in der Akademiedirektion aufzulegen. 

(4) Im dritten Abschnitt des Habilitationsverfahrens sind die didak­

tischen Fähigkeiten des Bewerbers zu beurteilen. Hiebei ist insbe­

sondere eine T~tigkeit als Lehrbeauftragter zu berücksichtigen. Kann 

der Bewerber keine rur die aeurteilung ausreichenden Unterlagen über 

eine bisherige Lehrtätigkeit vorlegen, so hat er nach positivem Ab­

schluß des zweiten Abschnittes des Habilitationsverfahrens das Recht 

auf die Erteilung eines remunerierten Lehrauftrages aus dem Habili­

tationsfach im Ausmaß von höchstens zwei ~ochenstunden für ein Se­

mester oder - im Einvernehmen mit dem betreffenden Leiter der Lehr­

veranstaltung - auf die Ubernahme eines Teiles einer bestehenden 

Lehrveranstaltung. Solche Lehrveranstaltungen sind ausdrücklich als 

zum Habilitationsverfahren gehörig anzukündigen; sie sind in der 

Regel während eines Teiles des Semesters mit einer entsprechend er­

höhten Zahl von ~ochenstunden durchzuführen. Wenigstens zwei Mit­

glieder des Akademiekollegiums haben der Lehrveranstaltung regel­

mäßig beizuwohnen und ein Gutachten über die didaktischen Fähig­

keiten des Habilitationswerbers abzugeben. 

(5) Erscheint der Habilitationswerber auf Grund der Beurteilung 

seiner didaktischen Fähigkeiten (Abs. 4) zu diesem Zei tpunkt noch 
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nicht geeignet, so ist er zu einer einmaligen Wiederholung der Lehr­

tätigkeit frUhestens nach einem, spätestens nach zwei Jahren zuzu­

lassen. 

(6) Unbeschadet des Abs. 5 hat am Schluß des ersten und zweiten Ab­

schnittes des Habilitationsverfahrens das Akademiekollegium mit Be­

scheid darUber abzusprechen, ob der Bewerber zum jeweils folgenden 

Abschnitt des Habilitationsverfahrens zugelassen wird. Beschlüsse 

über einen gegenUber dem Ansuchen eingeschränkten Umfang der Lehrbe­

fugnis kBnnen am Ende des zweiten und dritten Abschnittes gefa.~t 

werden. Nach positiver Beurteilung aller Abschnitte gilt die Lehrbe­

fugnis als Hochschuldozent vorbehaltlich der Genehmigung des Bundes­

ministers !Ur Wissenschaft und Forschung als erteilt. 

§ 20. ( 1) Gegen die ZurUckweisung oder Abweisung eines Habili ta­

tionsansuchens sowie gegen die Verleihung einer gegenüber dem An­

suchen eingeschränkten Lehrbefugnis steht dem Bewerber innerhalb von 

zwei Nochen die Berufung an den 3undesminister fUr Wissenschaft und 

Forschung offen. Der Bundesminister !Ur Wissenschaft und Forschung 

hat auf Grund einer Berufung oder von Amts wegen in AusUbung des 

Aufsichtsrechtes den Bescheid aufzuheben, wenn: 

1. einer der BeschlUsse über die drei Abschnitte des Habilitations­

verfahrens mit der Begutachtung des betreffenden Abschnittes in 

einem unbegrUndeten Widerspruch steht; 

2. wesentliche Vorschriften über das Habilitationsverfahren verletzt 

wurden; 

3. der Beschluß anderen Gesetzen oder Verordnungen widerspricht. 

(2) Richtet sich die Berufung des Bewerbers gegen die Abweisung 

wegen negativer Beurteilung einer im zweiten oder dritten Abschnitt 

des Habilitationsverfahrens zu prUfenden Leistung, so ist dieser und 

der folgende Abschnitt des Verfahrens von einer besonderen Habilita­

tionskommission neu durchzufUhren, die vom Bundesminister für Wis­

senschaft und Forschung nach den Grundsätzen des § 35 Abs. 2 einzu­

setzen ist. Dieser Kommission haben Fachvertreter von wenigstens 

zwei anderen Hochschulen (Universitäten) erforjerlichen~~lls auch an 

ausländischen Hochschulen (UniverSitäten) tätige östdrreichische 
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StaatsbUrger anzugehören. Die Fachvertreter aus dem Kreise der 

Ordentlichen Hochschulprofessoren (Ordentlichen oder Außerordent­

lichen Universitätsprofessoren) sind einer von der Rektorenkonferenz 

zu erstellenden Liste, die Ubrigen Fachvertreter sind einer von der 

Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 

zu erstellenden Liste zu entnehmen. Die angefUhrten Listen haben je­

weils eine ausreichende Zahl von Fachvertretern zu enthalten. Die 

besondere Habilitationskommission entscheidet auch, wenn sich die 

Berufung gegen die Verleihung einer gegenüber dem Ansuchen einge­

schränkten Lehrbefugnis richtet. Gegen die Entscheidung der beson­

deren Habilitationskommission ist kein ordentliches Rechtsmittel 

zulässig. § 18 Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß. 

(3) Die besondere Habilitationskommission ist zu ihrer konsti­

tuierenden Sitzung vom dienstältesten Mitglied aus dem Kr~is der 

Hochschul( Universitäts) professoren einzuberufen und hat in dieser 

Sitzung einen Vorsitzenden aus dem Kreis der der Kommission ange­

hörenden HOChschul(Universitäts)professoren zu wählen. Auf die Ge­

schäftsfUhrung der besond"eren Habilitationskornmission sind die 

Bestimmungen des § 37 Abs. 1 bis 5 und die Geschäftsordnung des Aka­

demiekollegiums sinngemäß anzuwenden. 

(4) Die Zusammensetzung der besonderen Habilitationskommission ist 

dem Habilitationswerber vom Bundesminister fUr Wissenschaft und For­

schung zur Kenntnis zu bringen. 

Hochschulassistenten und Vertragsassistenten 

§ 21. (1) Hochschulassistenten sind Bundesbeamte nach Maßgabe beson­

dere~ gesetzlicher Vorschriften. Vertragsassistenten sind Vertrags­

bedienstete des Bundes, die nach besonderen gesetzlichen Vor­

schriften zur ErfUllung von Aufgaben eines Hochschulassistenten auf 

bestimmte Zeit aufgenommen werden. 

(2) Die Aufnahme der Hochschulassistenten und der Vertragsassisten­

ten erfolgt durch den Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung 

auf Antrag des Akademiekollegiums nach Ausschreibung der Plan­

stelle. Vor AntragsteIlung ist der Leiter der' Meisterschule (Vor'­

stand des Institutes) der (dem) die zu besetzende Planstelle zuge-
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wiesen wurde, zu hören. Die Planstelle kann auch mehreren Meister­

schulen (Instituten) zugewiesen werden. In einem solchen Fall hat 

der Hochschulassistent (Vertragsassistent) seine Dienstleistung an­

teilsmäßig an diesen Einrichtungen zu erbringen. 

(3) Das Akademiekollegium hat nach Anhörung des iiochschulassistenten 

(Vertragsassistenten) nach besonderen gesetzliChen Vorschriften die 

Dienstpflichten festZUlegen. 

(4) Uber die Verlängerung des Dienstverhältnisses des Hochschul­

assistenten (Vertragsassistenten) entscheidet das Akademiekollegium 

im übertragenen Wirkungsbereich; über die Oberlei tur.g eines Hoch­

schulassistenten in ein dauerndes Dienstverhältnis entscheidet der 

Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung. 

Bundeslehrer und Vertragslehrer 

§ 22. Bundeslehrer und Vertragslehrer erwerben mit Beginn ihrer Ver­

wendung an der Akademie die Lehrbefugnis fUr das von ihnen vertre­

tene kUnstlerische, künstlerisch-wissenschaftliche, wissenschaft­

liche oder praktische Fach. Das Fach und die Lehrverpflichtung sind 

im Ernennungsbescheid (Dienstvertrag) nach Ma.~gabe der Studienvor­

schriften festZUlegen. Dienst- und besoldungsrechtliche Bestimmungen· 

werden hiedurch nicht berührt. 

Lehrbeauftragte 

§ 23.(1) Auf Antrag des Akademiekollegiums können vo~ Bundesminister 

für Wissenschaft und Forschung KUnstler, Wissenschaftler und andere 

Fachleute mit der Abhaltun~ künstlerischer, künstlerisch-wissen­

schaftlicher, wissenschaftlicher oder praktischer Lehrveranstal­

tungen auf bestimmte Zeit betraut werden. Voraussetzung fUr die Er­

teilung eines Lehrauftrages ist der Nachweis des Abschlusses eines 

der Verwendung entsprechenden inländischen oder gleichwertigen aus­

ländischen HochschulCUniversitäts) studiums. Bei ~~nstlerischen, 

künstlerisch-wissenschaftlichen und praktischen Lehrveranstaltungen 

kann dieser Nachweis auch durch eine gleichzuwertende Eignung er­

setzt werden. 
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(2) Auf Antrag des Akademiekollegiums kann der Bundesminister fUr 

Wissenschaft und Forschung fUr Lehraufträge gemäß Abs. 1 e:'ne Re­

muneration nach Maßgabe besonderer gesetzlicher Vorschriften bewil­

ligen. 

(3) Durch die Erteilung eines Lehrauftrages wird kein Dienstver­

hältnis be~rUndet. 

Studienassistenten 

§ 24.(1) Studienassistenten sind Vertragsbedienstete des Bundes, die 

nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zur Mitwirkung bei Lehr­

veranstaltungen, zur Betreuung von Studierenden sowie zur Mitwirkung 

bei kUnstlerischen oder wissenschaftlichen Arbeiten auf bestimmte 

Zeit aufgenommen werden. Als Studienassistenten k5nnen auch Stu­

dierende aufgenommen werden, welche die fUr die Verwendung in Be­

tracht kommenden PrUfungen oder wesentliche Teile derselben schon 

abgelegt haben. 

(2) Studienassistenten sind auf Antrag des Akademiekol:egiums '10m 

Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung auf bestimmte Zeit 

aufzunehmen. FUr Studierende gilt dies mit der Einschränkung, daß 

nur eine Teilbeschäftigung in Betracht kommt. Eine Verlängerung des 

Dienstverhältnisses ist zulässig. 

(3) Die Bestimmungen des § 21 Abs. 2 und 3 sind sinngemäß anzu­

wenden. 

Mitarbeiter im kUnstlerisch-wissenschaftlichen 

und wissenschaftlichen Betrieb 

§ 25.(1) Die Aufnahme von Beamten und Ilertragsbediensteten, die im 

kUnstlerisch-wissenschaftlichen und wissenschaftlichen Betrieb ver­

wendet werden, erfolgt auf Antrag des Akademiekollegiums durch den 

Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung. 

(2) Die Bestimmungen des § 21 Abs. 2 und 3 sind sinngemäß anzuwen­

den. 

147/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)20 von 57

www.parlament.gv.at



- 20 -

(3) Die Aufnahme des Bibliothekspersonals (§ 9 Z 2) erfolgt auf 

Antrag des Bibliotheksdirektors durch den Bundesminister fUr Wissen­

schaft und Forschung. Der Bibliotheksdirektor ist vom Bundesminister 

fUr Wissenschaft und Forschung auf Grund einer öffentlichen Aus­

schreibung (§ 11 Abs. 4) nach Anhörung des Akademiekollegiums zu 

bestellen. .. 

Bedienstete der Verwaltung 

§ 26. Die Aufnahme von Beamten und Vertragsbediensteten, die in der 

Verwaltung (Akademiedirektion und QUästur) verwendet werden, erfolgt 

auf Antrag des Akademiekollegiums durch den Bundesminister fUr Wis­

senschaft und Forschung. Der Akademiedirektor ist vom Bundesminister 

fUr Wissenschaft und Forschung auf Grund einer öffentlichen Aus­

schreibung (§ 11 Abs. 4) nach Anhörung des Akademiekollegiums zu be­

stellen. 

III. ABSCHNITT 

OBERSTE ORGANE DER AKADEMIE 

Gliederung 

§ 27. Oberste Organe der Akademie sind: 

1. das Akademiekollegiumj 

2. der Rektor. 

Zusammensetzung des Akademiekollegiums 

§ 28. (1) Dem Akademiekollegium gehören an: 

1. die an der Akademie tät.igen Ordentlichen Hochschulprofessorenj 

2. der Obmann des Dienststellenausschusses tur Hochschullehrer; 

3. der Obmann des Dienststellenausschusses fUr die sonstigen Be­

diensteten; 

4. der Vorsitzende des Hauptausschusses der HochschUlerschaftj 

5. die Mitglieder aus dem Kreise der Angehörigen der Akademie 

gemäß § 7 Z 1 lit. e sowie Z 2 lit. a, bund Cj 
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6. die Mitglieder aus dem Kreise der ordentlichen Hörer; 

7. der Akademiedirektor; 

8. der Bibliotheksdirekto~ mit beratender Stimme und Antrags­

recht, aber mit beschließender Stimme bei Behandlung von Ange­

legenheiten, von denen die Bibliothek oder das Kupferstichka­

binett berührt werden; 

9. der Leiter der Gemäldegalerie mit beschließender Stimme bei 

Behandlung von Angelegenheiten, von denen die Gemäldegalerie 

berührt wird. 

(2) Die Zahl der Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 5 und 6 beträgt je die 

Hälfte der Zahl der der Akademie zugewiesenen Planstellen rUr 

Ordentliche Hochschulprofessoren • Ist letztere eine ungerade Zahl, 

so ist abzurunden. 

(3) Aus jeder Studienrichtung, die an der Akademie nach den studien­

gesetzlichen Bestimmungen eingerichtet ist, ist ein Mitglied und ein 

Ersatzmi tglied aus der Personengruppe gemäß Abs. Z 5 fUr eine 

Funktionsdauer von zwei Jahren zu wählen. Die Nahl ist in einer vom 

Obmann des Dienststellenausschusses fUr die sonstigen Bediensteten 

einzuberufenden und von ihm zu leitenden Wahlversammlung vorzu­

nehmen. Die Einberufung der Wahlversammlung hat spätestens zwei 

Wochen vor dem Wahl tag durch Anschlag an der Amtstafel der Akademie­

direktion zu erfolgen. Der Anschlag gilt als Ladung zur Wahlver­

sammlung. Die Wahlversammlung ist beschlußfähig, wenn mindestens ein 

Viertel der Wahlberechtigten anwesend ist. 

(4) Die Wahl hat persönlich, schriftlich und geheim zu erfolgen. 

Wahlberechtigt sind alle Angehörigen der Akademie gemäß Abs. 1 Z 5, 

die in der betreffenden Studienrichtung Lehraufgaben erfüllen. Wähl­

bar sind nur jene Wahlberechti~ten, die die österreichische Staats­

bUrgerschaft besitzen. 

(5) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder sind gesondert zu wählen. 

Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Sti!!lIllen erhal­

ten hat. Wird im ersten Wahlgang eine absolute Mehr~eit nicht er­

reicht, so ist in einer Stichwahl zwischen jenen Kandidacen zu ent­

scheiden, die im ersten Wahlgang die beiden höchsten Stimmenzahlen 

erhalten haben. Führt auch die Stichwahl zu keinem Ergebnis, so ent­

scheidet das Los, daß vom Leiter der Wahlversammlung zu ziehen ist. 
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(6) ErfUII t ein Angehöriger der Akademie gemäß Abs. 1 Z 5 Lehrauf -

gaben in mehr als einer Studienrichtung , so hat er dem Obmann des 

Dienststellenausschusses fUr die sonstigen Bediensteten spätestens 

am siebenten Tag vor der ersten Wahlversammlung schriftlich bekannt­

zugeben, in welcher Studienrichtung er die wählbarkeit anstrebt. 

Unterläßt der Wahlberechtigte die Mitteilung, so hat der Obmann des 

Dienststellenausschusses fUr die sonstigen Bediensteten über die 

Zuordnung zu einer Studienrichtung zu entscheiden. Die Entscheidung 

ist dem Wahlberechtigten spätestens am Tag vor der ersten Wahlver­

sammlung schriftlich mitzuteilen. 

(7) Uber den Wahlvorgang ist ein Protokoll aufzunehmen. 

(8) Ist die Gesamtzahl der nach Abs. 3 zu wählenden Mitglieder ge­

ringer als die Gesamtzahl der Mitglieder gemäß Abs. 2, so sind die 

noch fehlenden Mitglieder (Ersatzmitglieder) vom Dienststellenaus­

schuß fUr die sonstigen Bediensteten im Einvernehmen mit dem Dienst­

stellenausschuß fUr Hochschullehrer fUr eine Funktionsperiode von 

zwei Jahren in das Akademiekollegium zu entsenden. Abs. 4 letzter 

Satz ist sinngemäß anzuwenden. 

(9) Ubersteigt die Zahl der an der Akademie eingerichteten Studien­

richtungen die Gesamtzahl der Mitglieder gemäß Abs. 2, so beschränkt 

sich die Wahl der Mitglieder (Ersatzmitglieder) auf jene Studien­

richtungen, die in der Reihenfolge ihrer Größe der Gesamtzahl der 

Mitglieder gemäß Abs. 2 entsprechen. FUr die Größe der Studienrich­

tung ist die Zahl der Angehörigen gemäß Abs. Z 5, die in der Stu­

dienrichtung Lehraufgaben erfUllen, maßgebend. 

§ 29. Auf die Wahl (Entsendung) der Mitglieder (Ersatzmitglieder) 

aus dem Kreis der ordentlichen Hörer sind die Bestimmungen des § 28 

Abs. 3 bis 9 mit folgender t.fa .. ~~abe anzuwenden: 

1. wahlberechtigt sind die ordentlichen Hörer der jeweiligen Stu­

dienrichtung, die Wählbarkeit setzt Uberdies den 3esitz der 

österreichischen StaatsbUrgerschaft voraus; 

2. an die Stelle der Obmänner der DienststellenausschUsse trit~ 

der Vorsitzende des Hauptausschusses der HochschUlerschaft; 
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3. an die Stelle der DienststellenausschUsse tritt der Hauptaus­

schuß der HochschUlerschaft. 

§ 30. Jedes Mitglied ist zur Teilnahme an den Sitzungen des Akade­

miekolle~iums verpflichtet. Ist ein Mitglied verhindert, an einer 

Si tzung teilzunehmen, so hat es dies dem Vorsi tzenden unter Angabe 

der GrUnde bekanntzugeben. Hinsichtlich der Vertretung gilt folgen­

des: 

1. bei Verhinderung einer der im § 28 Abs. 1 Z 2 bis 4 bezeich­

neten Personen nimmt der auf Grund der Bestimmungen des Bun­

des-Personalvertretungsgesetzes bzw. des HochschUlerschaftsge­

setzes bestellte Stellvertreter an der Sitzung teil; 

2. bei Verhinderung der im § 28 Abs. 1 Z 5 und 6 bezeichneten 

Personen nimmt das gewählte (entsendete) Ersatzmitglied an der 

Sitzung teil; 

3. bei Verhinderung des Akademiedirektors nimmt der von diesem 

durch schriftliche Verfügung bestimmte Stell'rertreter an der 

Sitzung teil; 

4. bei Verhinderung einer der im § 28 Abs. 1 Z 3 und 9 bezeich­

neten Personen nimmt deren Stellvertreter (§ 60 Abs. 3, § 62 

Abs. 2) an der Sitzung teil; 

§ 31. Bei dauernder Verhinderung einer im § 28 Abs. 1 Z 5 und 6 be­

zeichneten Personen ist eine Neuwahl (Neuentsendung) rUr den Rest 

der Funktionsperiode durchzufUhren. 

§ 32. (1) Personen, die eine Funktion gemäß § 28 Abs. 1 Z 2 bis 4 

ausUben, dUrfen für die Dauer dieser Funktion nicht zu Mitgliedern 

des Akademiekollegiums gefuaß § 28 Abs. 1 Z 5 oder 6 gewählt bzw. in 

das Akademiekollegium entsendet werden. 

(2) Wird ein Mitglied des Akademiekollegiums gemäß § 28 Abs. 1 Z 5 

oder 6 mit einer der im § 28 Abs. 1 Z 2 bis 4 angeführten cunktionen 

betraut, so gehört er dem Akademiekollegium nur mehr i:l dieser Funk­

tion an. FUr den Rest der Funktionsperiode ist eine }Ieuwahl (Neuent­

sendung) eines Mitgliedes gemäß § 28 Abs. 1 Z 5 bz',o1. 6 yorzunehmen. 
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(3) Jedes Mitglied des Akademiekollegiums hat nur eine Stimme. 

§ 33. Kommt ein zur Wahl oder Entsendung von Vertretern in das Aka­

demiekollegium berufenes Organ (Gruppe von Hochschulangehörigen) 

dieser Verpflichtung nicht zeitgerecht nach, so hat der Bundesmi­

nister rUr Nissenschaft und Forschung diesem Organ (Gruppe von Hoch­

schulangehörigen) eine angemessene Frist zur Wahl oder Entsendung zu 

setzen. Verstreicht diese Frist ergebnislos, so gilt das Akademie­

kollegium ungeachtet der Tatsache der Nichtbesetzung einiger seiner 

Mitgliederstellen als gesetzmäßig zusammengesetzt. 

Wirkungsbereich 

§ 34.(1) zUm Wirkungsbereich des Akademiekollegiums gehören: 

1. jene Angelegenheiten der Lehre, der Zrschließung der KUnste und 

der Forschung, die nicht anderen Organen der Akademie zugewiesen 

sind, sowie die Koordinierung und Kontrolle aller Einrichtungen 

und Organe der Akademie. Die Besorgung dieser Angelegenheiten 

f~llt in den selbständigen Nirkungsbereich der Akademie; 

2. jene Angelegenheiten der Verwaltung der Akademie, die nicht 

anderen Einrichtungen der Akademie zugewiesen wurden; die Besor­

gung dieser Angelegenheiten fällt in den Ubertragenen Wirkungs­

bereich der Akademie. 

(2) Vom Akademiekollegium sind im selbständigen Wirkungsbereich zu 

besorgen: 

1. die Stellung von Anträgen auf Srrichtung, Benennung und Auflas­

sung von Meisterschulen und Instituten; 

2. die Stellung von Anträ~en auf Einrichtung neuer Studienrichtun­

gen, auf Änderung von Studiengesetzen und Studienor1nungen sowie 

die Einsetzung von Studienkommissionen und die 3ehandlung von 

Vorschlägen der Studienkommissionen fUr die Gestaltung der Stu­

dien; 
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3. das Studien- und PrUfungswesen, soweit hiefUr nicht andere 

Organe der Akademie, insbesondere Studienkommissionen oder Prü­

fungskommissionen (PrUfungssenate) zuständig sind; 

4. die Stellungnahme zu Anträgen der Meisterschulen, der Institute, 

der Studienkommissionen und anderer ~inrichtungen der Akademie, 

die ihm vom Rektor vorgelegt werden; 

5. die Ausschreibung von Planstellen (§ 11), soweit das Akademie­

kollegium zur Beschlußfassung Uber Besetzungsanträge zuständig 

ist, nach Anh5rung des Vorstandes (Leiters) der in Betracht kom­

menden Meisterschule, des in Betracht kommenden Instituts oder 

der in Betracht kommenden sonstigen Einrichtung der Akademie; 

6. die Erstattung von Vorschlägen zur Besetzung von Planstellen für 

Ordentliche Hochschulprofessoren; 

7. die Erstattung von Vorschlägen zur Besetzung aller Ubrigen der 

Akademie zugewiesenen Planstellen mit Ausnahme der !~r den Aka­

demiedirektor, fUr den Leiter der Quästur, fUr den Leiter der 

Gemäldegalerie und den Bibliotheksdirektor sowie der fUr die 

Bibliothek vorgesehenen Planstellen. Vor der AntragsteIlung ist 

der Vorstand (Leiter) der in Betracht kommenden Einrichtung zu 

hören. 

8. die Stellung von Anträgen auf Verleihung des Berufstitels 

Ordentlicher oder Außerordentlicher Hochschulprofessor; 

9. die Verleihung der Lehrbefugnis als Honorarprofessor und Hoch­

schuldozent; 

10. die Einladung von Gastprofessoren und Gastvortragenden; 

11. die Stellung von Anträgen auf Erteilung von Lehraufträgen; 

12. die Stellung von Anträgen auf Bestellung von Meisterschulleitern 

und Institutsvorständen sowie von supplierenden Leitern von 

Meisterschulen und Instituten; 
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13. Entscheidungen gemäß § 13 Abs. 3, 5 und 6, § 14 Abs. 8 und § 15; 

14. die Beschlußfassung Uber die Einrichtung, Benennung und Auflas­

sung von Lehrgängen und Kursen. Der Beschluß hat auch nähere An­

gaben Uber Ort, Zeit, Zulassungs- und Studienbestirnmungen der 

Lehrgänge und Kurse zu enthalten. 

15. die VerfUgung Uber die der Hochschule zugewiesenen GrundstUcke, 

Gebäude und Räume, insbesondere ihre Zuweisung an Meister­

schulen, Institute und andere Einrichtungen der Akademie, sowie 

die zeitweilige Uberlassung von Räumlichkeiten der Akademie an 

hochschulfremde Institutionen fUr die Abhaltung von Veranstal­

tungen; 

16. die Beschlußfassung Uber den Budget- und Stellenplanantrag der 

Akademie, sowie die Stellungnahme zum Budget- und Stellenplan­

antrag der Bibliothek; 

17. die Auf teilung der der Akademie aus dem Budget des Bundes zuge­

wiesenen Mittel auf die Meisterschulen, die Institute, die be­

sonderen Einrichtungen der Akademie mit Ausnahme der Bibliothek 

und die Verwaltungseinrichtungen sowie fUr die vom Akademiekol­

legium selbst zu besorgenden Aufgaben, weiters die Auf teilung 

der der Akademie zugewiesenen Planstellen, soweit die Budget­

mittel und Planstellen nicht vom Bundesminister fUr Wissenschaft 

und Forschung bestimmten Zwecken gewidmet wurden; 

18. der Abschluß unentgeltliCher RechtsgeSChäfte, wodurch die Aka­

demie Vermögen uno Rechte er~lrbt, sowie die VerfUgung aber das 

Vermögen der Akademie; 

19. die Beschlußfassung Uber eine Hausordnung der Akademie, in der 

fUr die Sicherheit und die Ordnung der Akademie vorzusorgen ist, 

insbesondere im Hinblick auf die DurchfUhrung der Lehr-, ror­

schungs- und Verwaltungsaufgaben der Akademie, ihrer Organe und 

der Angehörigen der Akademie, sowie im Hinblick auf den sicheren 

Betrieb der Einrichtungen, Apparate, Geräte und maschinellen An­

lagen, sowie Uber Maßnahmen zur Einhaltung der hochschulrecht­

lichen Vorschriften, insbesondere der Hausordnung, durch An-
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drohung bzw. Verhängung von angemessenen BenUtzungsbeschrän­

kungen bzw. BenUtzungsverboten unter Beachtung des Grundsatzes 

der Verhältnismäßigkeit der Mittel; 

20. die Wahl des Rektors; 

21. die Wahl des Prorektors gemäß § 40 Abs. 2; 

22. die Verleihung akademischer Grade, die Nostrifizierung auslän­

discher StudienabschlUsse und. ausländischer akademischer Grade 

sowie deren Widerruf; 

23. die Verleihung akademischer Ehrungen sowie deren Widerruf; 

24. die Einstellung der AusfUhrung von oeschlUssen der Studienkom­

missionen und der sonstigen Organe von Einrichtungen der Akade­

mie, die nach Auffassung des Akademiekollegiums mit Gesetzen und 

Verordnungen im Widerspruch stehen, und die Verständigung des 

Bundesministers fUr wissenschaft und Forschung; 

25. die Beschlußfassung Uber die Geschäftsordnung des Akademiekol­

legiums; 

26. die Genehmigung der Institutsordnungenj 

27. mit Genehmigung des Bundesministers fUr Wissenschaft und For­

schung der Beitritt zu Vereinen, zu sonstigen juristischen Per­

sonen sowie zu zwischenstaatlichen Organisationen, deren Zweck 

die Förderung von Aufgaben der Akademie ist; 

28. die Beschlußfassung Uber Ver~nstaltungen der Akademie; 

29. die Erstattung von Gutachten Uber Gegenstände, die zu den der 

Akademie anvertrauten Gebieten der Kunst oder Wissenschaft ge­

hören; 

30. die Wahrnehmung von Aufgaben im Bereich der Bibliothek (§ 60 

Abs. 8), des Kupferstichkabinetts (§ 61 Abs. 3) und der Gemälde­

galerie (§ 62 Abs. 5). 
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Kommissionen 

§ 35. (1) Das Akademiekollegium kann zur Vorberatung , Begutachtung 

und Bearbeitung einzelner seinem Wirkungsbereich zugehörender An~e­

legenheiten ständige oder nichtständige Kommissionen einsetzen. Aus 

Gründen der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit oder Kostener­

sparnis kann einer Kommission auch die Entscheidung über die ihr zu­

gewiesenen Angelegenheiten übertragen werden. 

(2) Einer Kommission dürfen nur Mitglieder oder Ersatzmitglieder des 

Akademiekollegiums angehören. Die Zahl der Kommissionsmitglieder ist 

vom Akademiekollegium anläßlich der Einsetzung der Kommission fest­

zulegen, wobei die Zahl der Ordentlichen Hochschulprofessoren eine 

gerade zu sein hat und die Zahl der Mitglieder (Ersatzmitglieder) 

gemäß § 28 Abs. 1 Z 5 und 6 je der Hälfte der Zahl der Ordentlichen 

Hochschulprofessoren zu entsprechen hat. 

(3) Die Kommissionsmitglieder werden von der jeweiligen Gruppe von 

Mitgliedern des Akademiekollegiums (Ordentliche Hochschulprofes­

soren, Mitglieder gemäß § 28 Abs. 1 Z 5 und 6) gewählt. § 28 Abs. 4, 

5 und 7 ist sinngemäß anzuwenden. 

(4) Werden in einer Kommission Angelegenheiten der Akademie­

direktion, der Bibliothek, des KupferstiChkabinetts oder der Gemäl­

degalerie behandelt, so gehören der Kommission zusätzlich zu den 

Mitgliedern gemäß Abs. 2 die Leiter dieser Einrichtungen an. 

(5) Durch Beschluß des Akademiekollegiums können zusätzlich zu den 

Mitgliedern gemäß Abs. 2 der Obmann des Dienststellenausschusses fUr 

Hochschullehrer, der Obmann des Dienststellenausschusses fUr die 

sonstigen Bediensteten und der Vorsitzende des Hauptausschusses der 

HochschUlerschaft oder deren Stellvertreter zu Mitgliedern einer 

Kommission bestellt werden .. 

§ 36. Der Vorsitzende der Kommission ist in der vom dienstältesten 

Ordentlichen Hochschulprofessor der Kommission einzuberufenden und 

zu leitenden konstituierenden Sitzung aus dem Kreise der Ordent­

lichen Hochschulprofessoren oder der Gruppe von Hochschulangehöri~en 
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gemäß § 28 Abs. Z 5, die in einem der Akademie zugeordneten 

Dienstverhältnis zum Bund stehen, zu wählen. § 28 Abs. 4, 5 und 7 

ist sinngemäß anzuwenden. In Kommissionen, die fUr das Berufungsver­

fahren der Ordentlichen Hochschulprofessoren, fUr die Verleihung der 

Lehrbefugnis als Honorarprofessor oder als Hochschuldozent sowie fUr 

die Einladung von Gastprofessoren eingesetzt wurden, kann zum Vor­

sitzenden nur ein Ordentlicher Hochschulprofessor ge'.wähl t werden. 

Gehört der Rektor'einer Kommission an, so fUhrt er den Vorsitz. 

GeschäftsfUhrung 

§ 37. (1) Das Akademiekollegium ist mindestens dreimal im Semester 

vom Vorsitzenden einzuberufen. Eine Sitzung ist unverzUglich zum 

frUhest zulässigen Termin vom Vorsitzenden einzuberufen, wenn dies 

wenigstens ein Viertel der Mitglieder oder alle Vertreter einer 

G~~ppe von Angehörigen des Akademiekollegiums unter BeifUgur~ eines 

Vorschlages zur Tagesordnung verlangen. Der Vorsitzende kann jeder­

zeit eine Sitzur~ einberufen. 

(2) Das Akademiekollegium ist beschlußfähig, wenn mindestens die 

Hälfte der Stimmberechtigten (Mitglieder und 'lertretungsbefugte Er­

satzmi tglieder) anwesend ist. Sofern in diesem Bundesgesetz nichts 

anderes bestimmt wird, ist ein Antrag angenommen, wenn mehr als die 

Hälfte der in der Sitzung anwesenden Stimmberechtigten (Mitglieder 

und vertretungsbefugte Ersatzmitglieder) fUr den Antrag gestimmt 

hat. 

(3) BeschlUsse Uber Vorschläge fUr die Besetzung von Planstellen der 

Ordentlichen Hochschulprofessoren , Uber die Verleihung der Lehrbe­

fugnis als Honorarprofessor, Uber die Einladung eines Gastprv;essors 

sowie im Habilitationsverfahren kommen nur zustande, wenn neben der 

ErfUllung der Voraussetzungen gemäß Abs. 2 die Mehrheit der in der 

Sitzung anwesenden Ordentlichen HOChschulprofessoren '..md Hochschul­

dozenten fUr den Antrag gestimmt hat. 

(4) Das Akademiekollegium kann zu einzelnen Gegenständen seiner Be­

ratungen Auskunftspersonen und Sachverständige mit beratender Stimme 

beiziehen. 
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(5) Ober jede Sitzung des Akademiekollegiums ist ein Protokoll anzu­

fertigen, das jedenfalls alle Anträge und Beschlüsse samt den allen­

falls abgegebenen Minderheitsvoten zu enthalten hat. Das P:-otokoll 

ist spätestens während der dritten und vierten Woche nach der 

Sitzung zur Einsichtnahme durch die Mitglieder (Ersatzmitglieder) 

des Akademiekollegiums aufzulegen. Eine 'Tollständige Abschrift des 

Protokolls samt Beilagen ist gleichzeitig mit der Auflegung spä­

testens binnen einem Monat dem Bundesministe:-ium fUr Wissenschaft 

und Forschung vorzulegen. 

(6) Das Akademiekollegium kann aus Gründen der Zweckmäßigkeit, 

Raschhei t, Einfachheit oder Kostenersparnis einzelne seiner Mi t­

glieder aus dem Kreise der Ordentlichen Hochschulprotessoren, der in 

einem der Akademie zugeordneten Dienstverhältnis zum Bund stehenden 

Mitglieder gemäß § 28 Abs. 1 Z 5, den Akademiedirektor oder den Bib­

liotheksdirektor mit Entscheidungsvollmacht für bestimmte Angelegen­

heiten für höchstens ein Studienjahr ausstatten. Ein solcher Be­

schluß bedarf einer Zweidrittelmehrheit. 

(7) Das Akademiekollegium hat mit Zweidrittelmehrheit eine Ge­

schäftsordnung zu beschließen. Die Geschäftsordnung hat insbesondere 

zu regeln: die Vorgangsweise bei der Einberufung von Sitzungen, die 

Erstellung der Tagesordnung, die Befugnisse des Vorsitzenden bzw. 

seiner Stell vertreter, die Stellung von Anträgen, den A~stimmungs­

vorgang und die Protokollierung von Sitzungen; dem Rektor obliegt 

jedenfalls die Vertretung des Akademiekollegiums nach außen, die 

Führung der laufenden Geschäfte und die Erledigung dringlicher Ange­

legenheiten. Die Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung des Bundes­

ministers fUr Wissenschaft und Forschung. 

(8) Der Schriftverkehr des Akademiekollegiums mit dem Bundesmi­

nisterium fUr Wissenschaft und Forschung ist über den Rektor zu 

leiten. Der Rektor ist berechtigt, dem Akademiekollegium Geschäfts­

stUcke anderer Organe der Akademie vorzulegen und eine Stellungnahme 

des Akademiekollegiums hiezu einzuholen. 

(9) Auf die GeschäftsfUhrung der Kommissionen des Akademiekollegiums 

sind Abs. 1 zweiter und dritter Satz, Abs. 2, 3, ~, 5 und 8 sowie 

die Geschäftsordnung des Akademiekollegiurns sinngemäß anzuwenden. 
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Mitteilungsblatt 

§ 38. (1) Die Akademie hat durch die Akademiedirektion ein Mittei­

lungsblatt herauszugeben, das insbesondere fUr folgende Verlautba­

rungen bestimmt ist: 

1. Verordnungen der Organe der Akademie; 

2. Termine und Ergebnisse der nach diesem Bundesgesetz durchzu­

fUhrenden Wahlen; 

3. Mitteilungen an die Studierenden; 

4. Ausschreibungen von Planstellen. 

(2) Das Mitteilungsblatt ist durch Aushang an der Amtstafel der Aka­

demiedirektion kundzumachen. Soweit in diesem Bundesgesetz nichts 

anderes bestimmt wird, treten die im Abs. 1 Z angefUhrten Verord­

nungen mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

Rektor 

§ 39.(1) Der Rektor ist Vorstand der Akademie und Vorsitzender des 

Akademiekollegiums . Er hat die laufenden Geschäfte der Akademie zu 

besorgen, die Hausordnung zu handhaben, die Akademie nach außen zu 

vertreten sowie die BeschlUsse des Akademiekolle~iums und seiner 

Kommissionen zu vollziehen. Ist ein Beschluß des Akademiekollegiums 

oder einer Kommission nach Auffassung des Rektors rechtswidrig, so 

hat er die Vollziehung zunächst auszusetzen und dem Bundesminister 

für Wissenschaft und Forschung zu berichten. Teilt der Bundesmi­

nister fUr Wissenschaft und Forschung mit, daß er keinen Anlaß fin­

det, den Beschluß aufzuheben (§ 4), so ist dieser vom Rektor unver­

züglich zu vollziehen. Das Akademiekollegium (die Kommission) ist 

vom Rektor hievon in Kenntnis zu setzen. 

(2) Der Rektor ist vom Akademiekollegium aus dem Kreis der Ordent­

lichen Hochschulprofessoren der Akademie fUr eine Funktionsperiode 

von zwei Studienjahren zu wählen. 

(3) Die Wahl des neuen Rektors hat am Ende des Sommersemesters des 

letzten Studienjahres. der Funktionsperiode des amtierenden Rektors 

stattzufinden. 
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(4) Die Stimmabgabe hat persönlich, geheim und schriftlich zu erfol­

gen. 

(5) Gewählt ist der Ordentliche Hochschulprofessor, der mehr als die 

Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Wird im ersten Wahlgang 

eine solche Mehrheit nicht er~eicht, so ist in einer Stichwahl 

zwischen jenen Kandidaten zu entscheiden, die im ersten Wahlgang die 

beiden höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. FUhrt auch die Stich­

wahl zu keinem Ergebnis, so entscheidet das Los, das vom Vorsitzen­

den des Akademiekollegiums zu ziehen ist. 

(6) Der Gewählte ist grundsätzlich zur Annahme der Wahl verpflich-

tet; wenn der Gewählte in seiner Person gelegene GrUnde geltend 

macht, die die Annahme der Funktion nicht zumutbar erscheinen las­

sen, entscheidet das Akademiekollegium nach Anhörung der Entschuldi­

gungsgrUnde. 

(7) Die Wiederwahl eines amtierenden Rektors ist zulässig. Der 

Wiedergewählte kann die Wahl ohne Angabe von GrUnden ablehnen. 

(8) Ein Rektor, de~ nicht ffiehr in der Lage ist, seine Amtspflichten 

zu erfUllen, oder diese Pflichten gröblich verletzt oder vernachläs­

sigt hat, kann vom Akademiekollegium seines Amtes enthoben werden. 

Der Beschluß bedarf einer Zweidrittelmehrheit. Ein solcher Beschluß 

darf nur gefaßt werden, wenn die Angelegenheit bei Einberufung der 

Sitzung in der Tagesordnung angefUhrt war. Das Verlangen nach Einbe­

rufung einer solchen Sitzung ist an den Stellvertreter des Rektors 

zu richten, der bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß § 37 Abs. 1 

zweiter Satz die Einberufung vorzunehmen und die Sitzung zu leiten 

hat. 

(9) Bei dauernder Verhinderung des Rektors, nach dessen RUcktritt 

oder nach dessen Amtsenthebung ist unverzUglich eine Neuwahl vorzu­

nehmen. Die Funktionsperiode des neu gewählten Rektors umfaßt in 

diesem Fall den Rest des laufenden Studienjahres und zwei weitere 

Studienjahre. Bis zur Neuwahl des Rektors hat sein bisheriger Stell­

vertreter das Amt des Rektors auszuüben. 
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( 10) Abgesehen von Neuwahlen gemäß Abs. 9 hat der neu gewählte 

Rektor sein Amt eine Woche vor Beginn des ersten Studienjahres 

seiner Funktionsperiode anzutreten. 

( 11) Wenn es die Amtspflichten des Rektors erfordern, ist dieser 

berechtigt, seine Lehrverpflichtung und seine Verpflichtung zur Er­

schließung der Künste (Verpflichtung zur Forschung) im notwendigen 

Ausmaß einzuschränken. Die FortfUhrung des Lehr- und Forschungsbe­

triebes in der von ihm geleiteten Meisterschule (in dem von ihm ge­

leiteten Institut) ist durch geeignete Maßnahmen, die vom Akademie­

kollegium zu setzen oder beim Bundesministerium fUr l,ojissenschaft 

und Forschung zu beantragen sind, zu gewährleisten. 

( 12) Nach Ausübung der Funktion des Rektors und des Prorektors 

während einer Funktionsperiode hat der Ordentliche Hochschulprofes­

sor Anspruch auf ein Forschungssemester, nach Ausübung der Funktion 

des Rektors durch zwei Funktionsperioden und der Funktion des Pro­

rektors aber auf zwei Forschungssemester. Der Anspruch ist bis zum 

dritten auf die Ausübung der erwähnten Funktionen folgenden Studien­

jahr geltend zu machen. Die Bewilligung von Forschungssemestern be­

frei t von der ErfUllung der Lehrverpflichtung . Der Bundesminister 

fUr Wissenschaft und Forschung hat den Ordentlichen Hochschulprofes­

sor auf seinen Antrag fUr die Dauer 'von Forschungssemestern von der 

Funktion eines Meisterschulleiters oder eines Institutsvorstandes zu 

entheben. Das Recht zur BenUtzung der Einrichtungen und zur Heran­

ziehung des Personals der Meisterschule (des Instituts) fUr künst­

lerische (wissenschaftliche) Arbeiten bleibt unberührt. Im Fall der 

zeitweiligen Enthebung von den erwähnten Funktionen hat das Akade­

miekollegium die erforderlichen Anträge für die interimistische 

Leitung (Supplierung) der Meisterschule (des Instituts) zu be­

schließen. Der Bundesminister fUr Nissenschaft und Forschung hat den 

Ordentlichen Hochschulprofessor, dem Forschungssemester bewilligt 

wurden, auf seinen Antrag seiner Funktion als Mitglied eines Kolle­

gialorgans der Akademie fUr die Dauer der Forschungssemester zu ent­

heben. 

( 13) Der Rektor kann einzelne seiner Amtspflichten fUr die Dauer 

seiner Funktionsperiode dem Prorektor oder dem Akademiedirektor zur 

selbständigen Erledigung übertragen. 
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Stellvertretung des Rektors 

§ 40.(1) Der Rektor wird bei zeitweiliger Verhinderung durch seinen 

Amtsvorgänger (Prorektor) vertreten. Ist auch dieser verhindert, so 

obliegt die Vertretung des Rektors einem der Ordentlichen Hochschul­

professoren der Akademie und zwar in der Reihenfolge, die sich aus 

deren Dienstalter ergibt. Bei gleichem Dienstal ter ist das höher-e 

Lebensalter ausschlaggebend. § 39 Abs. 11 ist auf den Prorektor 

sinngemäß anzuwenden. 

(2) Wird ein Rektor wiedergewählt, so verlängert sich die Funktions­

periode des Prorektors im selben Ausmaß. Der Prorektor ist jedoch 

berechtigt, die Verlängerung der Funktionsperiode ohne Angabe v'on 

Gründen abzulehnen. In diesem Fall sowie im Fall einer dauernden 

Verhinderung des Prorektors hat das Akademiekollegium eine Neuwahl 

des Prorektors aus dem Kreise der Ordentlichen Hochschulprofessoren 

der Akademie fUr die Dauer der Funktionsperiode des Rektors vorzu­

nehmen. Auf die Wahl des Prorektors ist § 39 Abs. 4, 5 und 6 anzu­

wenden. 

IV. ABSCHNITT 

STUDIENKOMMISSIONEN 

Einsetzung_ 

§ 41.(1) FUr jede an der Akademie eingerichtete Studienrichtung ist 

vom Akademiekollegium eine Studienkommission einzusetzen. Das Akade­

miekollegium kann im Hinblick auf die geringe Zahl von Studierenden 

oder die Ähnlichkeit von Studienrichtungen eine gemeinsame Studien­

kommission für zwei oder mehrere Studienrichtungen einsetzen. 

(2) Ist zur Durchführung> einer Studienrichtung auch die Mitwirkung 

anderer Hochschulen oder von Universitäten erforderlich, so si:1d 

auch fachzuständige Vertreter dieser Hochschulen oder Uni'/ersitäten 

in die Studienkommission zu berufen. Diese Fachvertreter haben be­

ratende Stimme. 
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(3) Werden die Akademie und eine Abteilung einer Kunsthochschule 

oder die Akademie und eine Fakultät einer Universität oder eine Uni­

versität gemeinsam mit der Durchführung einer Studienrichtung be­

traut, so haben sie gemeinsam eine Studienkommission für diese Stu­

dienrichtung einzusetzen • 

... 
(4) Wird eine Studienrichtung sowohl an der Akademie als auch an Ab-

teilungen von Kunsthochschulen eingerichtet, so ist von den Studien­

kommissionen dieser Studienrichtung eine Gesamtstudienkommission 

einzurichten, deren Aufgaben die Ausarbeitung von Empfehlungen zur 

Koordinierung der Studienpläne , insbesondere hinsichtlich der Zahl 

der Semesterwochenstunden in den einzelnen Pflicht- und Wahlfächern, 

von Empfehlungen zur einheitlichen Gestaltung der Studienziele, von 

Empfehlungen zur Anpassung des Studiums an zukUnftige Entwicklungen 

und die Beratung aller Fragen der betreffenden Studienrichtung 

sind. In die Gesamtstudienkommission ist von jeder Studienkommission 

ein Vertreter einer jeden der im § 42 Abs. 1 genannten Personen­

gruppen zu entsenden. Ein Vorsitzender der beteiligten Studienkom­

missionen ist einvernehmlich mit der Einberufung und Leitung zu be­

auftragen. Das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung ist 

zu den Sitzungen einzuladen. 

(5) Wird eine Studienrichtung neu gere gel t oder geteilt, so haben 

die bisherige Studienkommission und deren Vorsitzender die Aufgaben 

gemäß § 45 und 46 zu erfüllen; erforderlichenfalls ist eine neue 

Studienkommission einzusetzen. Wird eine neue Studienrichtung einge­

richtet, so ist hiefür eine neue Studienkommission einzusetzen oder 

diese Studienrichtung nach ~aßgabe der Bestimmungen des Abs. 1 zwei­

ter Satz einer bereits bestehenden Studienkommission anzugliedern. 

§ 42 Abs. 2 dritter Satz ist in beiden Fällen nicht anzuwenden. 

Zusammensetzung und Aufgaben 

§ 42. (1) Jeder St udienkommission gemäß § 41 Abs. 1 und 3 gehören 

Vertreter 

1. der Ordentlichen Hochschulprofessoren, 

2. der Angehörigen der Akademie gemäß § 7 Z 1 11:'. d und e, Z 2 

und § 8, 

3. der ordentlichen Hörer 
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in gleicher Zahl an. Die Zahl dieser Vertreter ist vom Akademiekol­

legium nach den Grundsätzen der fachlichen Zuständigkeit, einer aus­

reichenden Information der beteiligten Gruppen und einer optimalen 

Arbeits.fähigkeit der Studienkommission festzusetzen. Wurde fUr zwei 

oder mehrere Studienrichtungen eine gemeinsame Studienkommission 

eingesetzt (§ 41 Abs. 1), so haben dieser wenigstens je ein Vertre­

ter der Personengruppen gemäß Z'1 bis 3 aus jeder Stud:enrichtung 

anzugehören. 

(2) Die HochschulangehBrigen gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 mUssen in der 

betreffenden Studienrichtun~ auf einem Gebiet der KUnste oder Wis­

senschaften tätig sein. Wenigstens ein Hochschulangehöriger gemäß 

Abs. 1 Z 1 muß Leiter einer Meisterschule sein. Die Hochschulange­

hörigen gemäß Abs. 1 Z 3 mUssen ordentliche Hörer der betreffenden 

Studienrichtung sein. Sämtliche Mitglieder (Ersatzmitglieder) der 

Studienkommission mUssen österreichische StaatSbUrger sein. 

§ 43.(1) Die Mitglieder der Studienkommission gemäß § 42 Abs. 1 Z 1 

und 2 sind fUr eine Funktionsperiode von zwei Jahren zu wählen, die 

Mitglieder gemäß Z 3 sind fUr die Dauer der Funktionsperiode des zu­

ständigen Organs der gesetzlichen Vertretung der Studierenden von 

diesem zu entsenden. FUr jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu 

wählen (zu entsenden), das das Mitglied bei dessen vorUbergehender 

Verhinderung zu vertreten hat. Bei dauernder Verhinderung eines Mit­

gliedes ist eine Neuwahl (Neuentsendung) fUr den Rest der Funktions­

periode durchzufUhren. 

(2) Die Wahl der Mitglieder (Ersatzmitglieder) gemäß ~ 42 Abs. 1 Z 1 

ist in einer vom Rektor einzuberufenden und vom ihm zu leitenden 

Wahlversammlung vorzunehmen. Die Einberufung der Wahlversammlung hat 

spätestens zwei Wochen vor dem Wahl tag durch Anschlag an der Amts­

tafel der Akademiedirektion zu erfolgen. Der Anschlag gilt als La­

dung zur Wahlversammlung. Die Wahlversammlung ist beSChlUßfähig, 

wenn wenigstens ein Viertel der Wahlberechtigten anwesend ist. 

(3) Wahlberechtigt sind alle Ordentlichen Hochschulprofessoren, die 

die Voraussetzungen des § 42 Abs. 2 erster Satz erfüllen. 
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(4) § 28 Abs. 4 erster Satz und Abs. 5 sind sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Wahl de: Mitglieder (Ersatzmitglieder) gemäß § 42 Abs. 1 Z 2 

ist in einer Wahlversammlung vorzunehmen, deren Einberufung und Lei­

tung durch den Obmann des Dienststellenausschusses !Ur die sonstigen 

Bediensteten zu erfolgen hat. Abs. 2 zweiter bis vierter Satz, 

Abs. 3 und Abs. 4 sind sinngemäß anzuwenden. 

(6) Kommt ein zur 'Ilahl oder Entsendung von Vertretern in die Stu­

dienkommision berufenes Organ (Gruppe von Hochschulangehörigen) 

dieser Verpflichtung nicht zeitgerecht nach, so hat der Bundesmi­

nister fUr Wissenschaft und Forschung diesem Organ (Gruppe von Hoch­

schulangehörigen) eine angemessene Frist zur Wahl oder Entsendung zu 

setzen. Verstreicht diese Frist ergebnislos, so gilt die Studienkom­

mission ungeachtet der Tatsache der Nichtbesetzung einiger ihrer 

Mitgliederstellen infolge Onterbleibens der Wahl oder Entsendung von 

Seiten des Organs (Gruppe von Hochschulangeh5rigen) als gesetzmäßig 

zusammengesetzt. 

§ 44. ( 1) Die Mitglieder der Studienkommission haben in der ersten 

Sitzung einen Vorsitzenden aus dem Kreis der Hochschulangehörigen 

gemäß § 42 Abs. 1·Z 1 zu wählen. Die Einberufung der Sitzung und die 

Leitung der Wahl obliegt dem dienstältesten Mitglied aus dem Kreis 

der Ordentlichen Hochschulprofessoren. § 39 Abs. 4 bis 7 ist sinnge­

mäß anzuwenden. Gehört der Studienkommission nur ein Ordentlicher 

Hochschulprofessor an, so fUhrt dieser den Vorsitz. 

(2) Die erforderliche Zahl an Stell vertretern des Vorsitzenden kann 

aus den Vertretern aller in der Studienkommission vertretenen Grup­

pen von Hochschulangehörigen gewänlt werden. Auf die Wahl der Stell­

vertreter ist § 39 Abs. 4 bis 7 sinngemäß anzuwenden. 

§ 45.(1) Dem Vorsitzenden der Studienkommission obliegen: 

1. die Einberufung der Sitzungen der Studienkommission und deren 

Leitung; 

2. die Vertretung der Studienkommission nach außen, die FUhrung 

der laufenden Geschäfte sowie die Vollziehung der BeschlUsse 

der Studienkommission; 

3. in erster Instanz die Entscheidung über Anträge Studierender 

in Studienangelegenheiten. 

147/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)38 von 57

www.parlament.gv.at



- 38 -

(2) Studienangelegenheiten im Sinne des Abs. 1 Z 3 sind: 

1. Bewilligungen gemäß § 18 Abs. 6 des Kunsthochschul-Studienge­

setzes; 

2. Tausch von Wahlf~chern sowie 

3. Bewilligung von Kollisionen, soweit die Studiengesetze dies 

vorsehen. 

(3) Gegen Entscheidungen des Vorsitzenden der 3tudienkommission in 

Studienangelegenheiten ist die Berufung an die Studienkommission zu­

l~ssig. Diese entscheidet in letzter Instanz. In Studienangelegen­

heiten sind auch die Organe der gesetzlichen Vertretung der Studie­

renden zur Einbr1ngung von Rechtsmitteln berechtigt. Dies gilt 

nicht, wenn die betroffenen Studierenden ausdrücklich die Zustimmung 

verweigern. 

§ 46. Die Studienkommissionen gemäß § 41 Abs. 1 und 3 haben folgende 

Aufgaben: 

1. die Erlassung und Änderung von Studienplänen (§ 8 Kunsthoch­

sChul-Studiengesetz, § 17 Allgemeines Hochschul-Studienge­

setz) ; 

2. die Erstattung von Vorschl~gen fUr die Vollständigkeit der 

F~cher und Lehrveranstaltungen sowie der Lehraufträge im 

Rahmen der Studienpläne; 

3. die Erstattung von Vorschlägen fUr die inhaltliche Koordina­

tion der Lehrveranstaltungenj 

4. die Begutachtung von Anträgen auf Bewilligung eines studium 

irregulare (§ 16 Abs. 3 Kunsthochschul-Studiengesetz, § 13 

Abs. 3 Allgemeines Hochschul-Studiengesetz)j 

5. die Erlassung von Richtlinien fUr die Entscheidung des Vor­

sitzenden liber Anträge von Studierenden in Studienangelegen­

heiten (§ 45 Abs. 2); 

6. die Entscheidung über Berufungen ge~en Bescheide des Vor­

sitzenden; 

7. Kritik der Lehrveranstaltungen und PrUfungen sowie die Ausar­

beitung von Empfehlungen zu ihrer besseren Gestaltungj 

8. die Untersuchung der Ursachen von Studienverzögerungen, ins­

besondere auch im Hinblick auf die Quote der nichtbestandenen 

PrUfungen, und Ausarbeitung von Vorschl~gen zu ihrer Beseiti­

gung; 
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9. die Entscheidung über Anträge auf Studienverkürzung; 

10. die Einrechnung von Semestern, die Anrechnung von Studien und 

die Anerkennung von P!'Ufungen (§§ 29, 30 und 31 Kunsthoch­

schul-Studiengesetz, §§ 20 und 21 Allgemeines Hochschul-Stu­

diengesetz); 

11. Feststellungen gemäß ~ 8 Abs. 9 des Kunsthochschul-Studienge­

setzes; 

12. die Festlegung von Fristen nach dem StudienfBrderungsgesetz. 

Kommissionen 

§ 47. (1) Jede Studienkommission gemäß § 41 Abs. 1 und 3 kann zur 

Vorberatung, Begutachtung und Bearbeitung einzelner ihrem Wirkungs­

bereich zugehörender Angelegenheiten ständige oder nichtständige 

Kommissionen einsetzen. Aus GrUnden de!' Zweckmäßigkeit, Raschheit, 

Einfachheit oder Kostenersparnis kann eine!' Kommission auch die Ent­

scheidung über die ihr zugewiesenen Angelegenheiten übertragen 

werden. 

(2) Einer Kommission dUrfen nur Mitglieder oder Ersatzmitglieder der 

Studienkommission angehören. Die Zahl der Kommissionmitgl~eder ist 

von der Studienkommission anläßlich der Einsetzung der Kommission 

festzulegen. Jeder Kommission haben Vertreter der im § 42 Abs. 1 Z 1 

bis 3 angeführten Personeng!'uppen in gleieher Zahl anzugehören. 

Geschäftsführung 

§ 48. ( 1) Die Studienkommissionen gemäß § 41 Abs. und 3 haben 

wenigstens einmal im Semester zusammenzutreten. Gesamtstudienkornmis­

sionen sind nach Bedarf einzuberufen, sie haben aber jedenfalls vor 

der Beschlußfassung der einzelnen Studienkommissionen über die Stu­

dienpläne zusammenzutreten. 

(2) Auf die Geschäftsführung der Studienkommissionen und ,jer von 

ihnen eingesetzten Kommissionen sind § 37 Abs. 1 zweiter und dritter 

Satz, Abs. 2 erster und dritter Satz, Abs. 4, 5 und 7 sinngemäß an­

zuwenden. 

(3) Der Schriftverkehr der Studienkommission mit dem Bundesminister 

für Wissenschaft und Forschung ist über den Rektor zu leiten. 
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(4) Dem Bundesministerium rur Wissenschaft und Forschung ist eine 

vollständige Abschrift der Sitzungsprotokolle binnen einem Monat 

vorzulegen. 

(5) Die Abfassung und Ausfertigung der Bescheide auf Grund der Ent­

scheidungen des Vorsitzenden der Studienkommissicn sowie auf Grund 

der Entscheidungen der Studienkornmission obliegt der Akademie­

direktion. 

V.ABSCHNITT 

VERWALTUNG 

Verwaltungseinrichtungen 

§ 49. Einrichtungen zur Besorgung der zentralen Verwaltung der Aka­

demie sind: 

1. die Akademiedirektion; 

2. die QUästur. 

Akademiedirektion 

§ 50.(1) Die BUrogeschäfte der obersten Organe der Akademie hat die 

Akademiedirektion zu besorgen. 

(2) Ihr obliegen insbesondere: 

1. die Besorgung der Personalangelegenheiten der Akademie ein­

schließlich der Personalangelegenheiten der Bibliothek sowie 

die FUhrung einer Personalevidenz; 

2. die Anschaffung, Evidenthaltung, Instandhaltung und Verwal­

tung des Inventars der Akademie mit Ausnahme der Bestände der 

Bibliothek sowie die Anschaffung und Evidenthaltung der an 

der Akademie fUr den Verbrauch bestimmten Materialien, soweit 

diese Aufgaben nicht bezUglich der fUr den Lehr- und i.<'or­

schungsbetrieb (Erschließung der KUnste) nöt igen SachgUter 

durch Beschluß des Akademiekollegiums einzelnen Studien- und 

Forschungseinrichtungen Ubertragen werden; 
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3. die Evidenthaltung der der Akademie zu~ewiesenen Grundstücke, 

Gebäude und Räume sowie ihrer BenUtzung; 

4. die DurchfUhrun~ der Aufnahme der ordentlichen Hörer, der 

außerordentlichen HBrer und der Gasthörer, die DurchfUhrung 

der Inskription, die Ausfertigung von Abschluß- und Abgangs­

bescheinigungen und die Evidenthaltung der Studierenden nach 

Maßgabe der Studiengesetze; 

5. die Herausgabe des Mitteilungsblattesj 

6. die Herausgabe des Verzeichnisses der Lehrveranstaltungen 

( St ud1enfUhrer) ; 

7. die FUhrung der Verwaltungsgeschäfte der PrUfer, der PrU­

fungskommissionen und der PrUfungssenate sowie die Ausferti­

gung von Zeugnissen und die Evidenthaltung der PrUfungsergeb­

nisse. Der Akademiedirektion kann 'Tom Akademiekollegium die 

Ausschreibung von PrUfungen sowie die Entgegennahme von PrU­

fungsanmeldungen übertragen werden. 

8. die Verwaltung der Mittel, die der Akademie vom Bund zuge­

wiesen werden und die ihr gemäß § 1 Abs. 2 zufließen, insbe­

sondere auch der fUr Gutachten und Forschungsarbeiten verein­

nahmten Mittel sowie die Ausarbeitung des BUdgetantrages und 

des Stellenplanantrages der Akademie auf Grund der BeschlUsse 

des Akademiekollegiums (§ 34 Abs. 2 Z 16) sowie die Beratung 

der Organe der Akademie in allen mit ihrer Tätigkeit zusam­

menhängenden finanziellen Fragen; 

9. die Ausfertigung von Bescheiden, insbesondere auch in Stu­

dienangelegenheiten, auf Grund von Beschlüssen der zuständi­

gen akademischen Behörden sowie die Bearbeitung anderer 

Rechtsangelegenhei ten und die Beratung von Organen der Aka­

demie in Rechtsangelegenheiten; 

10. die Beschaffung, Sammlun~ und Aufschließung 'Ton Informationen 

Uber den Lehr- und Forschungsbetrieb, wobei auf die Anwendung 

der automationsunterst~tzten Datenverarbeitung Bedacht zu 

nehmen ist, zwecks Information der Organe der Akademie sowie 

des Bundesministeriums fUr Wissenschaft und Forschung; 

11. die Führung der Aktenregistratur und die Mi :-.. irkung an der 

FUhrung des Hochschularchivs; 

12. die Mitwirkung an der Durchführung von Veranstaltungen (§ 34 

Abs. 2 Z 28). 
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(3) Die Akademiedirektion kann nach Maßgabe des Umfanges und der 

Eigenart der im Abs. 2 angefUhrten Aufgaben vom Bundesminister fUr 

Wissenschaft und Forschung nach Anhörung des Rektors und des Akade­

miedirektors in Abteilungen gegliedert werden. 

(4) Die Akademiedirektion ist von einem Verwaltungsbeamten des 

Bundes zu leiten. Er fUhrt die Verwendungsbezeichnung "Akademie­

direktor". Die Ernennung zum Akademiedirektor erfolgt durch den Bun­

desminister fUr Wissenschaft und Forschung auf Grund einer öffent­

lichen Ausschreibung nach Anhörung des Akademiekollegiums • Voraus­

setzungen rUr die Ernennung sind, daß der Bewerber rechtskundig ist, 

ferner Kenntnisse der modernen UnternehmensfUhrung und Erfahrungen 

auf dem Gebiete der Verwaltung größerer Dienststellen, Anstal ten 

oder Betriebe besitzt. Der Akademiedirektor untersteht in Angele'!;en­

heiten des selbständigen Wirkungsbereiches dem Rektor, in Angelegen­

heiten des Ubertragenen Wirkungsbereiches dem Bundesminister fUr 

Wissenschaft und Forschung; er ist jedoch auch in diesen Angelegen­

heiten verpflichtet, den Rektor zu informieren. Weisungen des Bun-, 

desministers fUr Wissenschaft und Forschung an den Akademiedirektor 

sind unter einem dem Rektor bekannt zu geben. 

Quästur 

§ 51. ( 1) Die Quästur ist eine der Akademiedirektion eingegliederte 

Verwaltungseinrichtung. Sie hat alle Kassengeschäfte als Kasse der 

Akademie zu besorgen und zwar: 

1. die Einhebung von Forderungen; 

2. die DurchfUhrung aller fUr die Akademie oder ihre Einrich­

tungen zu leistenden Zahlun~en und deren Evidenthaltung; 

3. die Verständigung der Uber die Mittel verfUgungsberechtigten 

Organe der Akademie '1"'n der DurchfUhrung der Zahlungen und 

von der Höhe der fUr die einzelnen fUr bestimmte Verwendungs­

zwecke in Betracht kommenden noch vorhandenen Mittel; 

4. die Verrechnung aller Einnahmen und Ausgaben 1er Akademie. 

(2) Die QUästur hat bei der Durchführung ihrer Aufgaben auf die Ver­

wendung moderner technischer Hilfsmittel insbesondere auf den Ein­

satz der automationsunterstUtzten Datenverarbeitung Bedacht zu 

nehmen. 
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(3) Die Ernennung des Leiters der QUästur erfolgt durch den Bundes­

minister fUr Wissenschaft und Forschung nach Anhörung des Akademie­

kollegiums und des Akademiedirektors. Der Leiter der Quästur ist dem 

Akademiedirektor unterstellt. 

VI. ABSCHNITT 

STUDIENEINRICHTUNGEN 

Gliederung 

§ 52. Studieneinrichtungen der Akademie sind: . 

1. Meisterschulenj 

2. Institute; 

3. Kurse und Lehrgänge; 

4. Veranstaltungen. 

Meisterschulen 

§ 53. (1) Meisterschulen werden vom Bundesminister fUr Wissenschaft 

und Forschung auf Antrag des Akademiekollegiums oder nach dessen An­

hörung errichtet, benannt und aufgelassen. Sie dienen der Kunstlehre 

und der Erschließung der KUnste in einem kUnstlerischen (künstle­

risch-wissenschaftlichen) Fach in seinem gesamten Umfang oder in 

einem selbständigen Teilgebiet eines solchen Faches. Die Errichtung 

zweier oder mehrerer Meisterschulen fUr das gleiche Fach ist nach 

Maßgabe des Bedarfes zulässig. • 

(2) Die Leitung der Meisterschulen obliegt den fUr die betreffenden 

Fächer ernannten Ordentlichen Hochschulprofessoren. Die Bestellung 

zum Leiter der Meisterschule erfolgt durch den Bundesminister für 

Wissenschaft und Forschung auf Antrag des Akademiekollegiums. Sie 

ist gleichzeitig mit der Ernennung zum Ordentlichen rtochschulprofes­

sor vorzunehmen. 

(3) Zum interimistischen (supplierenden) Leiter einer Meisterschule 

ist vom Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung auf Antrag des 
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Akademiekollegiums ein fachzuständiger Angehöriger der Akademie 

gemäß § 6 Z 1 zu bestellen. Ein interimistischer Leiter ist auch im 

Falle des § 39 Abs. 12 zu bestellen. Interimistische Leiter von 

Meisterschulen haben im Akademiekollegium, sofern sie diesem nicht 

bereits angehören, beratende Stimme und Antragsrecht. 

Institute 

§ 54. (1) Institute werden vom Bundesminister fUr Wissenschaft und 

Forschung auf Antrag des Akademiekollegiums oder nach dessen Anhö­

rung errichtet, benannt und aufgelassen. Sie dienen der wissen­

schaftlichen Lehre und Forschung, soweit diese in den Aufgabenbe­

reich der Akademie gehören und vertreten ein wissenschaftliches Fach 

in seinem gesamten Umfang oder ein selbständiges Teilgebiet eines 

solches Faches. Zu den Aufgaben der Institute zählen auch die Er­

stattung von Gutachten, die Herausgabe von Publikationen sowie nach 

Maßgabe des ForSChungsorganisationsgesetzes, BGBl.Nr. 341/1981, die 

DurchfUhrung von wissenschaftlichen Arbeiten im Auftrag Dritter oder 

fUr eine andere Bundesdienststelle. 

(2) Die Leitung der Institute obliegt den fUr die betreffenden 

Fächer ernannten Ordentlichen Hochschulprofessoren. Die Bestellung 

zum Institutsvorstand erfolgt durch den Bundesminister fUr Wissen­

schaft und Forschung auf Antrag des Akademiekollegiums . Sie ist 

gleichzeitig mit der Ernennung zum Ordentlichen Hochschulprofessor 

vorzunehmen. 

(3) § 53 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 55 .(1) Der Institutsvorstand hat eine Institutsordnung zu erlas­

sen. Diese hat nähere Bestimmungen liber den Institutsbetrieb und die 

BenUtzung der Institutseinrichtungen, inSbesondere Uber folgende An­

gelegenheiten zu enthalten: 

1. die im Wirkungsbereich des Institutes zu erf'lillenden Auf­

gaben; 

3. die Organisation des Institutesj 

die BenUtzung der Institutseinrichtungen, insbesondere die 

BenUtzung der maschinellen Anlagen, Apparate und Geräte durch 

Angehörige der Akademie sowie deren allfällige BenUtzung 

durch Außenstehende; 
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4. die Ordnung und Sicherheit im Institut und den Entzug der Be­

nUtzungsbewilligung durch den Institutsvorstand im Falle 

einer Verletzung dieser Bestimmungen; 

5. die Evidenthaltung und Sicherstellung des Inventars des 

Institutes und die Leistung von Entschädigungen im Falle der 

Beschädigung, des Verlustes oder der Zerstörung durch die 

BenUtzer. 

(2) Die Institutsordnung bedarf der Genehmigung durch das Akademie­

kollegium und den Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung. Die 

Genehmigung darf nur verweigert werden, wenn die Insti tutsordnung 

gesetzwidrige Bestimmunge~ enthält oder wenn sie nicht geeignet ist, 

die zweckmäßige und kostensparende ErfUllung der dem Institut ob­

liegenden Aufgaben zu gewährleisten. 

§ 56.(1) Zur ErfUllung von wissenschaftlichen Aufgaben, die den Be­

reich anderer Hochschulen berühren, können auf Antrag der zuständi­

gen Koll.egialorgane der beteiligten Hochschulen vom Bundesmini.ster 

fUr Wissenschaft und Forschung gemeinsame Institute errichtet 

werden. 

(2) An di~ Stelle der KOllegialorgane der beteiligten Hochschulen 

tritt zur Besorgung der Angelegenheiten des gemeinsamen Institutes 

eine Kommission mit EntSCheidungsbefugnis. Das Akademiekollegium und 

die zuständigen Kollegialorgane der beteiligten Kunsthochschulen -

haben je die gleiche Zahl von Kommissionsmitgliedern zu entsenden. 

Die Kommission ist so zusammenzusetzen, daß wenigstens ein Vertreter 

einer jeden der im Akademiekollegium und in den zuständigen Kolle­

gialorganen der beteiligten Kunsthochschulen vertretenen Personen­

gruppe der Kommission angehört. 

(3) Mit der Einberufung und Leitung der konstituierenden Sitzung der 

Kommission ist ein Rektor der beteiligten Hochschulen einve~nehmlich 

zu beauftragen. 

(4) In der konstituierenden Sitzung ist ein Vorsitzender der Kommis­

sion aus dem Kreis der der Kommission angehörenden Ordentlichen 

Hochschulprofessoren zu wählen. § 39 Abs. 4 bis 7 ist sinngemäß an­

zuwenden. 
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(5) Zum Vorstand des gemeinsamen Institutes ist vom Bundesminister 

fUr Wissenschaft und Forschung ein fachzuständiger Ordentlicher 

Hochschulprofessor einer der beteiligten Hochschulen auf Antrag der 

Kommission zu bestellen. Der Institutsvorstand wird mit seiner Be­

stellung Mitglied der Kommission. 

(6) Die Kommission hat darüber zu entscheiden, an welcher der betei­

ligten Hochschulen das gemeinsame Institut seinen Sitz hat. 

Kurse und Lehrgänge 

§ 57. Nach Maßgabe der Studiengesetze kBnnen vom Akademiekol!egium 

zur ErfUllung besonderer Unterrichts zwecke außernalb der ordent­

lichen Studien Kurse und Lehrgänge eingerichtet werden (§ 34 Abs. 2 

Z 14). 

Veranstaltungen 

§ 58.(1) Soweit dies zur ErfUllung der Aufgaben der Akademie notwen­

dig ist, kannen auf Grund eines vom Akademiekollegium fUr jedes Stu­

dienjahr zu beschließenden Planes Veranstaltungen (insbesondere Aus­

stellungen, Tagungen, Wettbewerbe und Vorträge) durchgefUhrt werden. 

(2) Veranstaltungen im Sinne des Abs. 1 kBnnen auch durchgeführt 

werden, wenn dies dem öffentlichen Erweis der kUnstlerischen, künst­

lerisch-wissenschaftlichen und wissenschaftlichen Leistungen der 

Akademie oder der akademischen Repräsentation dient. 

(3) Veranstaltungen können öffentlich oder nur für Angehörige der 

Akademie, am Sitz der Akademie oder außerhalb desselben durchgefUhrt 

werden. 

(4) Zur Erreichung der in den Abs. 1 und 2 genannten Ziele können 

auch Publikationen herausgegeben werden. 

(5) Für die Abhaltung von Veranstaltungen können vom Akademiekolle­

gium auch Gastvortragende eingeladen werden. Gastvortragenden kann 

nach Maßgabe des § 3 des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr­

und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen, BGBl.Nr. 463/1974, eine Ver­

gütung bewilligt werden. 
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VII. ABSCHNITT 

BESONDERE EINRICHTUNGEN 

Gliederung 

§ 59. Besondere Einrichtungen der Akademie sind: 

1. die Bibliothek; 

2. das Kupferstichkabinett; 

3. die Gemäldegalerie. 

Bibliothek 

§ 60 .(1) Der Bibliothek obliegen die Beschaffung, Aufschließung und 

Bereitstellung der zur ErfUllung der Lehr- und Forschungsaufgaben 

der Akademie erforderlichen Literatur nach Maßgabe der folgenden Be­

stimmungen. Weitere Aufgaben, insbesondere die Beschaffung, Auf­

schließung und Bereitstellung sonstiger Informationsträger können 

von der Bibliothek im Einvernehmen mit dem Akademiekollegium Uber­

nommen oder ihr durch die Bibliotheksordnung Ubertragen werden. 

(2) Die gesamte an der Akademie voz:handene Literatur sowie die 

sonstigen Informationsträger, soweit sie im Eigentum des Bunde~, der 

Akademie, eines Institutes oder der Bibliothek stehen und nicht 

Zwecken der Ver",altung der Akademie dienen, bilden den Bestand der 

Bibliothek. Sie sind nach einheitlichen Richtlinien zu verwalten. 

Lehrern der Akademie können Werke als Handapparat zur VerfUgung ~e­

stellt werden, soweit dies im Hinblick auf die DurchfUhrung der 

Lehr- und Forschungsaufgaben (Erschließung der Künste) notwendig 

ist. 

(3) Die Bibliothek ist unbeschadet der Rechte des Akademiekollegiums 

von einem Beamten oder Vertragsbediensteten des Bundes, der die Prü­

fung für die Verwendungsgruppe A (Bibliotheks-, Dckumentations- und 

Informationsdienst) mit Erfolg abgelegt hat, zu leiten. Er fUhrt die 

Verwendungsbezeichnung nBibliotheksdirektor". Der Sibliotheks-

direktor ist vom Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung auf 

Grund einer öffentlichen Ausschreibung (§ 11 Abs. 4) nach Anhörung 
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des Akademiekollegiums zu bestellen. Er untersteht unmittelbar dem 

Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung. Der Bibliotheks­

direktor hat einen Stell vertreter aus dem Kreis der an der 'Biblio­

thek verwendeten Beamten der Verwendungsgruppe A (Vertragsbedienste­

ten der Entlohnungsgruppe a) in Ermangelung eines solchen aus dem 

Kreis der an der Bibliothek verwendeten Beamten (Vertragsbedienste­

ten) der jeweils nächstfolgenden Verwendungsgruppe (Entlohnungs­

gruppe) zu bestellen. Die Bestellung bedarf der Genehmigung des Bun­

desministers fUr Wissenschaft und Forschung. Die Entscheidung des 

Bundesministers fUr Wissenschaft und Forschung ist dem Rektor vom 

Bibliotheksdirektor zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Dem Bibliotheksdirektor obliegt insbesondere 

1. die Stellung von Anträgen an das Bundesministerium fUr Wis­

senschaft und Forschung betreffend das Budget und den Stel­

lenplan der Bibliothek nach Anhörung des Akademiekollegiumsj 

2. die Anschaffung von Literatur und sonstigen Informations­

trägern nach Maßgabe der vom Bundesminister fUr Wissenschaft 

und Forschung der Bibliothek zugewiesenen Mittel; 

3. die Entscheidung Uber. Anregungen des Akademiekollegiums sowie 

der Leiter von Studieneinrichtungen betreffend die Anschaf­

fungen von Literatur und sonstigen Informationsträgern. 

Kannen Anschaffungswünsche nicht erfUll t werden, so ist die 

Ablehnung zu begrUnden; 

.4. die AusUbung der Dienst- und Fachaufsicht Uber das Biblio­

thekspersonal sowie der Fachaufsicht Uber anderes Personal 

der Akademie, das der Bibliothek zur Dienstleistung zuge­

wiesen wurde (Abs. 7); 

5. die Antragstellung an das Akademiekollegium betreffend die 

Beschaffung der fUr die Bibliothek erforderlichen Räume; 

6. die VerfUgung über die der Bibliothek zugewiesenen Grund­

stUcke, Gebäude und Räume. Umwidmungen verfUgt der Bundesmi­

nister fUr Wissenschaft und Forschung nach Anhörung des 

Bibliotheksdirektors und des Akademiekollegiums. 

7. die Begutachtung aller Raum- und Funktionsprogramme im Be­

reich der Akademie bezUglich der Erfordernisse des Biblio­

thekswesens; 
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8. mit Genehmigung des Bundesministers fUr Wissenschaft und For­

schung die Vergabe von Räumlichkeiten der Bibliothek an hoch­

schulfremde Institutionen fUr deren Veranstaltungen. Vor Ein­

holung der Genehmigung ist der Rektor von der beabsichtigten 

Maßnahme in Kenntnis zu setzen; 

9. der Abschluß von unentgeltlichen Rechtsgeschäften und die 

Ver fUgung Uber das so gewonnene Vermögen der. Bibliothek (§ 1 

Abs. 2 Z 1); 

10. mit Genehmigung des Bundesministers fUr Wissenschaft und For­

schung die Entscheidung Uber Mitgliedschaften zu Vereinen und 

zwischenstaatlichen Organisationen, deren Zweck die Förderung 

von Bibliotheksaufgaben ist (§ 1 Abs. 2 Z 2). 

(5) Der Bibliotheksdirektor hat nach Ablauf eines jeden Kalender­

jahres dem Akademiekollegium und dem Bundesminister fUr Wissenschaft 

und Forschung einen Bericht Uber das Bibliothekswesen der Akademie 

zu erstatten. 

(6) Die Aufnahme der Bediensteten der Bibliothek (§ 9 Z 2) erfolgt 

auf Antrag des Bibliotheksdirektors durch den Bundesminister fUr 

Wissenschaft und Forschung. 

(7) Werden zur Besorgung von Aufgaben der Bibliothek andere als die 

im Abs. 6 angefUhrten Bediensteten im Einvernehmen mit dem Akademie­

kollegium (Abs. 8 Z 1) herangezogen, so haben diese die fUr die 

8ibliotheksverwaltung geltenden Richtlinien und die Anleitungen des 

Bibliotheksdirektors zu beachten. 

(8) Dem Akademiekollegium obliegt in Angelegenheiten des Biblio­

thekswesens: 

1. die Zustimmung zur Heranziehung von anderen Bediensteten der 

Akademie zur Besorgung von Bibliotheksaufgaben; 

2. die Empfehlung von Grundsätzen rJr die sachliche Erschlie5ung 

des Bibliotheksbestandes fUr Zwecke der Lehre und Forschung 

(Erschließung der KUnste) sowie der Information der Angehöri­

gen der Akademie Uber die Literatur und die sonstigen I~for­

mationsträger; 

3. die Zustimmung zu Maßnahmen des Bibliotheksdirektors hin­

sichtlich der BenUtzung der Bibliotheksbestände durch Ange-
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hörige der Akademie und andere interessierte Personen sowie 

hinsichtlich der Offnungszeiten der Bibliothek (BenUtzungs­

ordnung) ; 

4. die Bereitstellung von der Akademie zugewiesenen Räumlich­

keiten in dem fUr die Erfüllung der Aufgaben der Bibliothek 

erforderlichen Ausmaß; 

5. die Begutachtung sonstiger Angelegenheiten des Bibliotheks­

wesens insbesondere die Stellungnahme zur Bestellung des 

Bibliotheksdirektors und zur Bibliotheksordnung (Abs. 9). 

(9) Vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung ist nach An­

hörung des Akademiekollegiums eine Bibliotheksordnung zu erlassen, 

die Bestimmungen über folgende Angelegenheiten zu enthalten hat:-

1. Richtlinien für die Benützung einschließli9h der Einrichtung 

von Handapparaten; 

2. die Ordnung und Sicherheit in der Bibliothek und ihre Sicher­

stellung durcn Androhung bzw. Verhängung von angemessenen 

Benützungsbeschränkungen bzw. Ben~tzungsverboten unter Bea~h­

tung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit der Mittel; 

3. die SIcherstellung des Inventars und der Bestände der Biblio­

thek und die Leistung 'Ion Entschädigungen im Falle der Be­

schädigung, des Verlustes oder der Zerstörung durch die Be­

nützer sowie der verspäteten Rückstellung entlehnter Werke; 

4. Richtlinien über die Offnungszeiten der Bibliothek. 

( 10) Der Bibliotheksdirektor hat im Einvernehmen !Ilit dem Akademie­

kollegium nach Maßgabe der Bibliotheksordnung und unter Berücksich­

tigung der jeweiligen Erfordernisse des Lehr- und Forschungsbetrie­

bes nähere Regelungen über die BenUtzung und die Offnungszei ten zu 

treffen und den Benützern durch Aushang zur Kenntnis zu bringen. 

Kupferstichkabinett 

§ 61.(1) Der Bibliothek ist eine vornehmlich Lehr- und Forschungs­

zwecken dienende graphische Sammlung angegliedert, die die Bezeich­

nung "Kupferstichkabinett der Akademie der bildenden Kanste in W';.en" 

führt. 

147/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 51 von 57

www.parlament.gv.at



- 51 -

(2) Leiter der Sammlung 1st der Bibliotheksdirektor , der in dieser 

Funktion dem Rektor und dem Bundesminister fUr Wissenschaft und For­

schung untersteht. 

( 3) Der beabsichtigte entgeltliche und unentgeltliche Erwerb von 

Sammlungsobjekten ist dem Rektor vom Leiter der Sammlung zur Kennt­

nis zu bringen. Der Erwerb bedarf der Genehmi~ung durch das Akade­

miekollegium, ein entgeltlicher Erwerb auch der Genehmigung durch 

den Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung. 

(4) Im Bibliotheksbericht (§ 60 Abs. 5) ist auch auf das Kupfer­

stichkabinett Bedacht zu nehmen. 

(5) Die Bibliotheksordnung und die BenUtzungsordnung fUr die 8io110-

thek haben Regelungen im Sinne des § 60 Abs. 9 Z 1 bis 4 und Aba. 10 

auch fUr das Kupferstichkabinett zu enthalten. 

Gemäldegalerie 

§ 62. ( 1) An der Akademie besteht vornehmlich zu Lehr- und For­

schungszwecken eine Gemäldegalerie , die die Bezeichnung "Gemäldega­

lerie der Akademie der bildenden KUnste in Wien" fUhrt. Der Gemälde­

galerie ist eine Glyptothek eingegliedert. 

(2) Die Gemäldegalerie ist von einem Beamten oder Vertragsbedienste­

ten des Bundes, der die PrUfung fUr die Verwendungsgruppe A (Verwen­

dung im wissenschaftlichen Dienst) mit Erfolg abgelegt hat, zu lei­

ten. Er fUhrt die Verwendungs bezeichnung "Direktor". Der Leiter der 

Gemäldegalerie ist vom Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung 

auf Grund einer Bffentlichen Ausschreibung (§ 11 Abs. 4) nach An­

hörung des Akademiekollegiums zu bestellen. Er untersteht dem 

Rektor und dem Bundesminister fUr Wissenschaft und Forschung. Auf 

die Bestellung des Stellvertreters des Leiters der Gemäldegalerie 

ist § 60 Abs. 3 sinngemäß anzuwenden. 

(3) § 61 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

(4) Der Leiter der Gemäldegalerie hat nach Ablauf eines jeden Kalen­

derjahres dem Akademiekollegium und dem Bundesminister fUr Wissen-
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schaft und Forschung einen Bericht Uber die Gemäldegalerie zu er­

statten. 

(5) Der Leiter der Gemäldegalerie hat im Einvernehmen mit dem Akade­

miekollegium eine Benützungsordnung zu erlassen. Diese hat Bestim­

mungen Uber die Nutzung der Bestände, Uber die Ordnung und Sicher­

heit in der Galerie und ihre Sieherstellung durch Androhun~ bzw. 

Verhängung von angemessenen Benützung!3beschränkun~en bzw. Be­

nützungsverboten unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnis­

mäßigkeit der Mittel sowie Uber die Offnungszeiten zu enthalten. Die 

Benützungsordnung bedarf der Genehmigung durch den Bundesminister 

fUr Wissenschaft und Forschung. 

VIII. ABSCHNITT 

AKADEMISCHE EHRUNGEN 

Ehrenmitgliedschaft 

§ 63.(1) Personen, die auf Grund ihrer künstlerischen oder wi!3sen­

schaftlichen Leistun~en in Fachkreisen hohes Ansehen genießen und 

sich um die durch die Akademie vertretenen künstlerischen oder wis­

senschaftlichen Ziele hervorragende Verdienste erworben haben, kann 

das Akademiekollegium den Titel eines Ehrenmitgliedes der Akademie 

verleihen. 

(2) Die Ehrenmitglieder erhalten ein Diplom. Ihre Namen sind in da!3 

Ehrenbuch der Akademie einzutragen. 

Erneuerung akademischer Grade 

§ 64. Das Akademiekollegium kann die bereits erfolgte Verleihung 

eines akademischen Grades aus besonderem Anlaß, insbesondere anläß­

lieh der fUnfzigsten Wiederkehr des Tages der Verleihung, erneut 

vornehmen, wenn dies im Hinblick auf die besonderen künstlerischen 

oder wissenschaftlichen Verdienste, das hervorragende berufliche 

Wirken oder die enge Verbundenheit des Absolventen mit der Akademie 

gerechtfertigt ist. 
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Ehrensenatoren 

§ 65. (1) Hervorragenden Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, 

die sich in einem besonderen Maß um die Akademie und um die Förde­

rung ihrer künstlerischen und wissenschaftlichen Aufgaben verdient 

gemacht haben, kann vom Akademiekollegium der Titel eines Ehrensena­

tors der Akademie verliehen werden. 

(2) Die Ehrensenatoren erhalten ein Diplom. Ihre Namen sind in das 

Ehrenbuch der Akademie einzutragen. 

EhrenbUrger 

§ 66. (1) Personen, die sich um die Ausgestaltung oder Ausstattung 

der Akademie besondere Verdienste erworben haben, kann VO'll Akademie­

kollegium der Titel eines EhrenbUrgers der Akademie verliehen 

werden. 

(2) Die EhrenbUrger erhalten ein Diplom. Ihre Namen sind in das 

Ehrenbuch der Akademie einzutragen. 

Ehrenzeichen 

~ 67.(1) Das Akademiekolle~ium ist berechtigt, Verdienste um die der 

Akademie anvertrauten Gebiete der KUnste und Wissenschaften sowie 

Verdienste um die Akademie selbst durch die Verleihung von Auszeich­

nungen, insbesondere von sichtbar zu tragenden Auszeichnungen, zu 

würdigen. Ober die Verleihung ist ein Dekret auszustellen. 

(2) Uber die Form der sichtbar zu tragenden Auszeichnungen sowie 

Uber die Bedingungen fUr ihre Verleihung hat das Akademiekollegium 

ein Statut zu beschließen. Dieses hat insbesondere festzulegen, in 

welcher Form die verleihende Akademie und die Art der zu würdigenden 

Verdienste auf der Auszeichnung ersichtlich gemacht werden. Sichtbar 

zu tragende Auszeichnungen können in drei Abstuf'..lr.gen verliehen 

werden. 

(3) BeschlUsse gemäß Abs. 2 bedUrfen der Genehmigung des Bundesmi­

nisters fUr Wissenschaft und Forschung. 
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Auszeichnungen 

§ 68. ( 1) Das Akademiekollegium kann physischen oder juristischen 

Personen, die mit der Akademie oder mit einer ihrer Einrichtungen in 

ständiger Geschäftsverbindung stehen, das Recht zur FUhrung eines 

Titels verleihen, der diese Verbundenheit zum Ausdruck brin~t. 

(2) Die Ausgezeichneten sind berechtigt, die ihnen verliehenen Titel 

in der äußeren Geschäftsbezeichnung und im Geschäftsverkehr zu 

fUhren. 

Posthume Verleihung 

§ 69. Eine posthume Verleihung akademischer Ehrungen gemäß §§ 63, 

65, 66 und 67 ist zulässig. 

Widerruf akademischer Ehrungen 

§ 70. Das Akademiekollegium kann mit Zweidrittelmehrheit akademische 

Ehrungen, die nach den vorstehenden Bestimmungen (§~ 63 bis 68) oder 

nach früheren gesetZliChen Vorschriften verliehen w~rden, wider­

rufen, wenn sich der Geehrte durch sein späteres Verhalten als der 

Ehrung unwürdig erweist oder wenn sich nachträglich ergibt, daß die 

Ehrung erschlichen worden ist. Ein allf1Hliges Diplom oder Dekret 

Uber die Verleihung ist einzuziehen, eine allfällige Eintragung im 

Ehrenbuch der Universität zu löschen, das Tragen der Auszeichnung 

ist zu untersagen. 

IX. ABSCHNITT 

STRAFBESTIMMUNGEN 

§ 71.(1) Die Bezeichnungen "Hochschule" und "Akademie" sowie die der 

Akademie nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sowie der Stu­

diengesetze eigentümlichen Titel, Bezeichnungen und akademischen 

Grade sind nach Maßgabe des Abs. 2 geschützt. 
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(2) Wer die im Abs. 1 erwähnten Titel, Bezeichnungen und akademi­

schen Grade allein oder in Zusammensetzung unberechtigt fUhrt, be­

geht, sofern es sich nicht um eine herkömmliche Bezeichnung handelt, 

oder die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer 

Strafe bedroht ist, eine Verwaltungsübertretung und wird mit einer 

Geldstrafe bis zu 50.000,-- S oder mit Arrest bis zu sechs Wochen 

bestraft. 

x. ABSCHNITT 

tJBERGANGSBESTIMMUNGEN UND VOLLZIEHUNG 

§ 72.(1} Das Akademiekollegium ist bis zum Ende des Wintersemesters 

1986/87 zu konstituieren. Die Einberufur~ des Akademiekollegiums zur 

konsti tuierenden Sitzung obliegt dem amtierenden Rektor. Bis zur 

Konstituierung des Akademlekollegiums sind dessen Aufgaben vom bis­

herigen Professorenkollegium wahrzunehmen. 

(2) Der nach den bisher geltenden Bestimmungen für das Studienjahr 

1986/87 gewählte Rektor und der Prorektor haben ihre Funktionen auf 

Grund dieses Bundesgesetzes im erwähnten Studienjahr auszuüben. Nach 

dem Amtsantritt des auf Grund der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 

gewählten Rektors hat der bisherige Rektor die Funktion des Prorek­

tors zu übernehmen. Wird der bisherige Rektor zum Rektor nach den 

Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewählt, so übt der bisherige 

Prorektor seine Funktion als Prorektor im Sinne dieses Bundesge­

setzes aus. 

(3) Die auf Grund der Stuaiengesetze eingerichteten Studienkommis­

sioqen gelten als Studienkommissionen im Sinne dieses Bundesge­

setzes. Entspricht eine Studienkommission, die vom bisherigen Pro­

fessorenkollegium auf Grund der Studiengesetze fUr zwei oder mehrere 

Studienrichtungen gemeinsam eingesetzt wurde, in ihrer Zusammen­

setzung nicht dem § 42 Abs. 1 dritter Satz, so ist sie innerhalb von 

drei Monaten ab Konstituierung des Akademiekollegiums von diesem neu 

zusammenzusetzen. Die Wahl (Entsendung) der Mitglieder (Ersatzmit­

glieder) hat in diesem Fall binnen weiterer drei Monate zu erfolgen. 
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(4) Der im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes be­

stellte Rektoratsdirektor gilt als Akademiedirektor im Sinne des 

§ 50 Abs. 4, der mit der Funktion eines Quästors betraute Bedienste­

te als Leiter der QUästur im Sinne des § 51 Abs. 3. 

(5) Der im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes be­

stellte Leiter der Bibliothek gilt als Leiter der Bibliothek im 

Sinne des § 60 Ahs. 3, der Leiter der Gemäldegalerie als Leiter 

dieser Sammlung im Sinne des § 62 Abs. 2. 

Inkrafttreten 

§ 73. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 1986 in Kraft. Mit 

diesem Zeitpunkt tritt das Akademie-Organisationsgesetz, BGBl. 

Nr. 237/1955, in der Fassung der Bundesgesetze BGB1.Nr. 92/1959 und 

701/1974 außer Kraft. 

Vollziehung 

~ 74. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesmi­

nister fUr Wissenschaft und Forschung betraut. 
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